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Editorial

Was bedeutet Dekolonialität für die Politische 
Bildung? Durch zahlreiche gesellschaftliche 
Auseinandersetzungen sind dekoloniale Per-
spektiven inzwischen nicht mehr unsichtbar 
zu machen. Dekoloniale Perspektiven gehen 
davon aus, dass Kolonialität – verstanden 
als Denkweisen, die koloniale Hierarchien 
tradieren und reproduzieren – vielmehr die 
gegenwärtigen Strukturen und Kämpfe, die 
Institutionen und Subjektivierungsweisen, 
die Praxis und Episteme prägt. Unter dekolo-
nialen Praxen werden dabei die Vielfalt an so-
zialen Bewegungen, Initiativen aber auch die 
ganz alltäglichen Handlungen verstanden, in 
denen koloniale Muster untergraben, ausge-
hebelt, infrage gestellt oder herausgefordert 
werden. 

In akademischen Diskursen wird Dekolo-
nisierung oft als ein radikaler epistemischer 
Wandel gefasst. Was würde ein solcher epis-
temischer Wandel für das Selbstverständnis 
und die Praxis von Politischer Bildung bedeu-
ten? Um dieser Frage nachzugehen, skizziert 
Manuela Boatcă einführend grundlegende 
Facetten post- und dekolonialer Perspekti-
ven. Paul Mecheril und Matthias Rangger 
setzen sich in ihrem Beitrag „Kolonialität der 
Mündigkeit“ mit grundlegenden Konzepten 
politischer Bildung auseinander. Alisha Hei-
nemann geht der Frage nach, wie Diversity 
und Dekolonialisierung zusammengedacht 
werden können und welche Fallstricke es hier 
zu reflektieren gilt. Paul Scheidt und Clara 
Wahl reflektieren die Herausforderungen 
und Potenziale historisch-politischer Bildung 
im Sinne eines multidirektionalen Erinnerns. 
In der didaktischen Werkstatt analysiert 
Maida Schuller Schulbücher aus postkolo-
nialer Perspektive, fokussiert dabei auf die 
Kulturkreistheorie und entwickelt ausgehend 
davon beispielhaft Ansätze einer postkolonial 
informierten didaktischen Praxis.

In einem Interview geben Meral El und 
Lena Prötzel einen kurzen Einblick in ihre kürz-
lich erschienene Studie, in der sie Schulbücher 
für den Bereich Gesellschaft und Politik aus 
diskriminierungskritischer Perspektive unter-
sucht haben, die im Land Bremen für die Klas-
sen 9 und 10 an Oberschulen und Gymnasien 
zugelassen sind.

Viel Spaß mit der Lektüre wünschen
� Malte Kleinschmidt und Dirk Lange

Dekoloniale Politische Bildung

*	 Die Redaktion stellt den Autorinnen und Autoren  
grundsätzlich frei, in welcher Form sie eine gen-
dergerechte Schreibweise anwenden möchten.
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Zeitung
Kritik an Kürzungsplänen für politische Bildung

Am 5. Juli 2023 hat die Bundesregierung 
ihren Entwurf für den Bundeshaushalt 2024 
vorgelegt. Bundesfinanzminister Christian 
Lindner setzt klar auf Schuldenbremse und 
Sparkurs. Nach den Plänen der Ampel-Koali-
tion ist sowohl in der politischen Jugend- wie 
auch in der politischen Erwachsenenbildung 
wegen der Sparvorgaben des Finanzministers 
im nächsten Jahr weniger Geld eingeplant. 
Die Kürzungen sollen sich auf bis zu 25 % be-
laufen. Betroffen wären insbesondere die För-

derungen durch den Kinder- und Jugendplan 
(KJP) sowie den Etat der Bundeszentrale für 
politische Bildung (bpb). Zahlreiche Verbände 
und Träger der politischen Jugend- und Er-
wachsenenbildung haben massive Kritik an 
den erheblichen Kürzungen im Entwurf geäu-
ßert. Noch ist der Bundesetat für 2024 nicht 
vom Bundestag abgesegnet worden.

Der KJP, zentrales Förderinstrument zur 
Finanzierung der bundeszentralen Infrastruk-
tur der Kinder- und Jugendarbeit, soll um 

44,6 Millionen Euro, das sind 18,6 %, gekürzt 
werden, rechnet der Arbeitskreis deutscher 
Bildungstätten (AdB) in seiner Pressemittei-
lung vor. Aus dem KJP wird auch die politi-
sche Bildungsarbeit von Organisationen und 
Verbänden unterstützt. Die geplanten Kür-
zungen würden daher deutliche Einschnitte 
für die politische Jugendbildung bedeuten. 

Auch im Haushaltsentwurf des Bundes-
innenministeriums sind drastische Kürzungen 
für die bpb vorgesehen. Demnach soll der Etat 
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der bpb um 20 Millionen Euro schrumpfen – 
von aktuell rund 96 Millionen auf etwa 76 Mil-
lionen Euro im Jahr 2024. Das wäre eine Kür-
zung um etwa ein Fünftel. Der Präsident der 
bpb, Thomas Krüger, sieht Demokratieförder-
programme durch die Haushaltskürzungen 
in Gefahr. Vor allem im Osten Deutschlands 
könnten Projekte gegen Rechtsextremismus 
vor dem Aus stehen, sagte Krüger am Mon-
tag dem Berliner „Tagesspiegel“.

Auch die DVPB hat die geplanten Kürzun-
gen im Haushaltsplan der Bundesregierung in 
einer Stellungnahme (siehe Seite 30) kritisiert. 
„Es sind Kürzungen, die angesichts der demo-
kratischen Zukunftsaufgaben in unserer Ge-
sellschaft höchst fragwürdig sind.“ Die DVPB 
fordert die Bundesregierung deshalb auf, die 
geplanten massiven Einschnitte in der poli-
tischen Bildung und der Jugendarbeit nicht 
umzusetzen. 

AfD Landrat Sesselmann sorgt mit 
Rede auf Schulhof für Kritik

Ein Video mit dem Sonneberger AfD-Landrat 
Sesselmann hat für Empörung gesorgt. Darin 
ist der frisch gewählte Landrat zu sehen, wie 
er an einer Grundschule in einer Rede über 
die anstehende Thüringer Landtagswahl 
2024 spricht. „2024 ist die Wahl, die Land-
tagswahl. Wenn Sie mit der bisherigen Politik, 
die vor Ort betrieben worden ist, nicht einver-
standen sind, dann haben Sie die Möglichkeit, 
ein Kreuz an einer bestimmten oder an einer 
richtigen Stelle zu machen“, sagt Sesselmann 
in dem Video.

Die Thüringer Landeselternvertretung 
hat den Landrat für dessen Auftritt an einer 
Grundschule kritisiert. „Ein Landrat besucht 
eine Grundschule und macht Parteiwerbung. 
Das ist auf vielen Ebenen falsch“, teilte die 
Landeselternvertretung am Dienstag in Erfurt 
mit. Im Thüringer Schulgesetz steht in Para-
graf 56, Absatz drei: „Kommerzielle Werbung 
und Werbung für politische Parteien und poli-
tische Gruppierungen ist in der Schule grund-
sätzlich nicht zulässig.“ 

Thüringens Bildungsminister Holter (Linke) 
zeigte sich besorgt. „Dieser Einstand bestä-
tigt alle Befürchtungen“, sagte Holter der 
Deutschen Presse-Agentur. „Wenn der Land-

Unionsfraktion fordert Stärkung des 
Patriotismus

Die Unionsfraktion will, dass die Bundesre-
gierung ein sogenanntes Bundesprogramm 
Patriotismus entwickelt. Das Programm solle 
unter anderem „die ganzjährige Sichtbarkeit 
nationaler Symbole – insbesondere der Bun-
desflagge – im öffentlichen Raum“ erhöhen, 
heißt es in dem Antrag von CDU/CSU. Initia-
tor ist der CDU-Abgeordnete Phillip Amthor. 
Weitere Forderungen umfassen vermehrte 
öffentliche Gelöbnisse und Appelle der Bun-
deswehr sowie häufigeres Singen der Natio-
nalhymne bei offiziellen Anlässen. 

„Wer angesichts des Erstarkens extre-
mistischer Kräfte in der Bundesrepublik den 
Trägern der politischen Bildung ihre Gelder 
kürzt, schwächt die Demokratiearbeit. Und 
die ist wichtiger denn je. Wir brauchen mehr, 
nicht weniger Geld für unsere Arbeit.“ erklärt 
Wilfried Klein, Vorsitzender des Bundesaus-
schusses Politische Bildung (bap) e. V. Auch 
Vertreter von Union und Linkspartei warnten 
vor den Folgen der geplanten Kürzung.

Bundesinnenministerium weist Kritik 
zurück

In ihrem Koalitionsvertrag hatten SPD, Grüne 
und FDP noch politische Bildung und Demo-
kratieförderung als zentrale Aufgaben hervor-
gehoben. Sie seien „mehr gefordert denn je, 
denn auch in Deutschland steht die pluralisti-
sche, freiheitliche Demokratie unter Druck“, 

heißt es. Als Ziel in der Erwachsenenbildung 
wurde dabei ausgegeben, „die Projektmittel 
der Bundeszentrale für politische Bildung (zu) 
erhöhen.“ Das Bundesinnenministerium wies 
die Kritik an den geplanten Einsparungen 
zurück. Der Haushaltsentwurf der Bundesre-
gierung werde gewährleisten, dass „wichtige 
Vorhabens- und Programmlinien zur Stär-
kung der wehrhaften Demokratie (...) auch 
2024 wirksam fortgesetzt werden“ könnten, 
teilte eine Sprecherin des Ministeriums mit. 
Für den Politikbereich Gesellschaft, Verfas-
sung, Heimat und Sport sei ein Budget von 
640 Millionen Euro eingeplant. Aus diesen 
Mitteln werde unter anderem die politische 
Bildung gefördert. „Die Bekämpfung des 
Rechtsextremismus wird dabei eine zentrale 
Aufgabe in der politischen Bildung bleiben.“

(br/la, Tagesspiegel, AdB, bap, DVPB, BMI)

rat des Kreises Sonneberg nicht gegenüber 
Schulen und Schulkindern politische Zurück-
haltung übt, muss die Kommunalaufsicht hier 
schnell und klar agieren.“ Holter wies darauf 
hin, dass eine alternativlose, diskussionslose 
Empfehlung einer Partei einem Verstoß ge-
gen die Grundsätze des Beutelsbacher Kon-
senses entspreche, an denen sich politische 
Bildung orientieren solle. 

� (br/la, faz)

Die Unionsfraktion begründet den Vor-
stoß damit, dass in Zeiten zunehmender Pola-
risierung das Grundgesetz und der Patriotis-
mus starke Integrations- und Identifikations-
potenziale für Staat und Gesellschaft bieten 
könnten.

Während die SPD-Abgeordnete Dunja 
Kreiser Verfassungspatriotismus diskutierbar 
fand, lehnte sie einen breiteren Patriotismus-
begriff ab. Lukas Benner von den Grünen 
bezeichnete den Antrag als „seltsam ver-
krampft“, da er Patriotismus durch Verord-
nung als autoritär empfand. Linkenpolitikerin 
Janine Wissler warf dem Antrag Deutschtü-
melei vor. Linda Teuteberg von der FDP fand 
hingegen, dass die Debatte wertvoll sei. Es sei 
wichtig, eine emotionale Bindung zum Staat 
und zur liberalen Demokratie zu entwickeln. 
Die AfD befand den Antrag als nicht weitrei-
chend genug. Die Entscheidung wurde an die 
Ausschüsse verwiesen.

� (br/la, Der Standard)



Zeitung6 POLIS   3/2023

Debatte über Rechtsextremismus 
an Schulen in Brandenburg nach 
Brandbrief zweier Lehrkräfte

Zunächst meldeten die beiden Lehrer*innen 
der Grund- und Oberschule Burg in Südbran-
denburg rechtsextreme Aktivitäten ihrer Schul-
leitung. Als diese nicht reagierte, gingen sie 
im April mit einem Brief an die Öffentlichkeit. 
Darin prangerten sie an, täglich mit Rechtsex-
tremismus, Sexismus und Homophobie kon-
frontiert seien. Nach der Veröffentlichung gab 
es zunächst öffentliche Solidarität. Der Tages-
zeitung (taz) sagten die beiden Lehrer*innen, 
dass Kolleg*innen nun nicht mehr grüßten und 
manche, die auf ihrer Seite seien, sich aus Angst 
nicht äußern. Das Schulamt Cottbus wies sie an, 
nicht mehr mit der Presse zu reden. Die beiden 
Lehrkräfte wurden bedroht und angefeindet. 
An der Burger Schule sind zum Beispiel auch Sti-
cker aufgetaucht die ihre Porträts zeigen mit der 
Aufforderung „pisst Euch nach Berl*in“. Beide 
Lehrkräfte haben nun die Schule verlassen und 
das auch mit den Anfeindungen aus der rechten 
Szene begründet. Diese Reaktion hat für bun-
desweites Aufsehen gesorgt. Bundesbildungs-
ministerin Bettina Stark-Watzinger (FDP) nannte 
die Vorgänge ein „Alarmzeichen“.

Der rbb schreibt: „Zurück bleibt ein verhee-
rendes Bild: Wer sich in Südbrandenburg ge-
gen Rechtsextremismus auflehnt, wird selbst 
zur Zielscheibe, aber muss sich kaum Hoffnung 
machen auf öffentliche Unterstützung.“

� (br/la, taz, rbb)

Dem Fach droht in Thüringen die 
Bedeutungslosigkeit

POLIS: Thüringens Bildungsminister Helmut 
Holter (Die Linke) hat Ende Juni einen Entwurf 
der überarbeiteten Thüringer Schulordnung 
vorgestellt. Was steht in diesem Entwurf?

Polizeihochschule NRW widerruft 
wegen Polizeikritik Lehrauftrag für 
Dozentin

Die Hochschule für Polizei und öffentliche 
Verwaltung in Nordrhein-Westfalen (HSPV) 
hat im Mai den Lehrauftrag mit der Dozentin 
Bahar Aslan für „interkulturelle Kompeten-
zen“ wegen einer Kurzmitteilung auf dem 
Internetdienst „X“ (vormals Twitter) been-
det. Ihr Tweet lautete damals: „Ich bekomme 
mittlerweile Herzrasen, wenn ich oder meine 
Freund*innen in eine Polizeikontrolle gera-
ten, weil der ganze braune Dreck innerhalb 
der Sicherheitsbehörden uns Angst macht. 
Das ist nicht nur meine Realität, sondern die 
von vielen Menschen in diesem Land.“ Später 
fügte sie hinzu: „Mit der Bezeichnung „brau-
ner Dreck“ sind weder alle Polizist*innen, 
noch die Sicherheitsbehörden oder meine 
Polizeischüler*innen gemeint, sondern aus-
schließlich jene Beamt*innen, die menschen-
verachtend und rassistisch unterwegs sind.“ 
Die Nachrichten der Dozentin Aslan lösten 
eine Debatte um Rassismus und Rechts

extremismus in der Polizei aus. Die Hoch-
schule wiederum sah dies kritisch. Durch 
Ihren Tweet habe die Pädagogin den „Hoch-
schulfrieden“ gestört, wie es in dem an Aslan 
veröffentlichten Schreiben der Hochschule 
heißt. Die Hochschule teilte zudem mit, dass 
die Dozentin ungeeignet sei, „eine vorurteils-
freie, respektive fundierte Sichtweise im Hin-
blick auf Demokratie, Toleranz und Neutrali-
tät zu vermitteln“. 

Aslan hatte später eine „unglückliche 
Wortwahl“ eingeräumt und gesagt, es tue 
ihr leid, wenn sich Polizisten angesprochen 
fühlen, die vorbildlich ihren Dienst täten. Sie 
kündigte zudem an, zusammen mit ihrem 
Anwalt in die nächste Instanz gehen zu wol-
len. Aslan hatte Ende Mai eine Klage gegen 
den Widerruf ihrer Lehrtätigkeit an der HSPV 
NRW eingereicht. 

� (br/la, sueddeutsche)

ILKA MARIA HAMEISTER (IMH): Der Reform-
entwurf umfasst neben der Einführung des 
neuen Faches „Medienbildung und Informa-
tik“ ab Klassenstufe 5 eine ganze Reihe an 
Anpassungen der Stundentafel für die weiter-
führenden Schulen. Die Reform hätte Anlass 
sein können, Sozialkunde als Kernfach der po-
litischen Bildung in Thüringen schulformüber-
greifend aus seiner prekären Stundenausstat-
tung zu retten. Schließlich belegen wir seit 
Jahren den vorletzten Platz im bundesweiten 
Ranking der Politischen Bildung; und das bei 
sinkenden Vertrauens- und Unterstützungs-
werten gegenüber repräsentativen demo-
kratischen Institutionen. Während es für die 
Regelschule eine Unterrichtsstunde mehr ge-
ben soll, sehen die Pläne für das Gymnasium 

eine Kürzung um 50% in der Sekundarstufe 
I vor. Obligatorisch wäre das Fach dann 
nur noch in Klassenstufe 9 mit einer ein-
zigen Unterrichtstunde. Damit wäre ein 
Kipppunkt überschritten; dem Fach droht die 
Bedeutungslosigkeit.

POLIS: Auf die Pläne der rot-rot-grünen Lan-
desregierung wird mit scharfer Kritik reagiert. 
Auch die DVPB Thüringen schrieb einen offe-
nen Brief. Warum?

IMH: Die Landesregierung wirbt für die Re-
form unter anderem mit der Aussage, dass 
sie zur der „Stärkung der vielfältigen An-
liegen der politischen Bildung“ führe. Das 
konnten wir so nicht unwidersprochen ste-

Ilka Maria Hameister ist Wis-
senschaftliche Mitarbeiterin 
an der Professur für Didaktik 
der Politik der Friedrich-Schil-
ler-Universität Jena und Mit-
glied des Thüringer Landesver-
bands der DVPB.
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hen lassen. Kommunikationsstrategisch ge-
schickt, inhaltlich aber irreführend wird hier 
die Erhöhung der verpflichtenden Stunden-
zuweisung für die Regelschule in den Mit-
telpunkt gestellt. Was eine Verkümmerung 
zum Kleinstfach im Alltag bedeutet, bedarf 
nicht viel Fantasie: Die damit einhergehen-
den inhaltlichen wie didaktisch-methodi-
schen Kürzungen im Lehrplan wären kaum 
vereinbar mit unseren fachdidaktischen 
Standards. Es bliebe kaum Zeit, um das not-
wendige pädagogische Vertrauensverhältnis 
mit der Lerngruppe aufzubauen. Lehrkräfte 
und AnwärterInnen wären durch die Zu-
nahme an zu unterrichtenden Lerngruppen 
belastet, die Gelegenheiten zu professionel-
lem Austausch durch schrumpfende Fach-
gruppen gesenkt und die Wahrscheinlichkeit 
des Springer-Einsatzes an andere Schulen 
erhöht. Unattraktive Voraussetzungen auch 
für den Lehrkräftenachwuchs, auf den Thü-
ringen bei einer Stundenausfallquote von 
8% dringend angewiesen ist. 

POLIS: Bildungsminister Holter betonte im 
Landtag, dass politische Bildung nicht nur 
Aufgabe dieses Fachs sei, sondern Quer-
schnittsaufgabe. Funktioniert das aktuell 
oder müsste sich dafür noch mehr ändern?

IMH: Demokratiebildung bietet SchülerInnen 
wertvolle Sozialisations-, Interaktions- und 
Selbstwirksamkeitserfahrungen im politi-
schen Nahraum. Damit ist sie eine wichtige 
Aufgabe der Schule. Der Fachunterricht ist 
es aber eben auch: Er baut domänenspezi-
fisches Grundwissen und politische Urteils- 
und Handlungskompetenz auf, die für die 
Orientierung auf Meso- und Makroebene 
unerlässlich sind. Die beiden Ansätze können 
sich nicht kompensieren; es bedarf sie beide 
und beides bedarf einer auskömmlichen 
Ressourcenausstattung. Dass dem Bildungs-
ministerium dieses Grundprinzip eigentlich 
vertraut sein müsste, zeigt sich nicht zuletzt 
in ihrer Entscheidung, in dem Reformpaket 
Medienbildung nicht mehr ausschließlich als 
Querschnittsaufgabe zu verstehen, sondern 

zusätzlich mit einem eigenen Fach auszustat-
ten. 

POLIS: Inwieweit steht die Thüringer Schul-
ordnung als Modell für eine generelle Ent-
wicklung in der schulischen politischen Bil-
dung?

IMH: In den letzten Jahren gab es bundes-
weit einige Reformen, die den Zuschnitt, die 
Kontinuität oder die Obligation des Fachs 
an den Einzelschulen betroffen haben. Ein 
derart drastischer Kürzungsplan bei einem 
bereits bestehendem geringem Unterricht-
zeit-Anteil von nur 1%, wie nun an Thüringer 
Gymnasien, zeigt die Dringlichkeit auf, mit 
der die Absicherung einer auskömmlichen 
schulischen politischen Bildung, auch im Fach, 
eingefordert werden muss. Bislang bleibt 
ein verfassungsrechtliches Bekenntnis zum 
Unterrichtsfach noch die Ausnahme, die Lan-
desverfassungen von Baden-Württemberg 
und NRW zeigen aber, dass es möglich ist.

Wo bleibt die Sozialkunde auf dem Stundenplan?
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Manuela Boatcă 

Postkoloniale und dekoloniale Perspektiven. Eine viel zu kurze Einführung1

Postkolonialismus ist ein Sammelbegriff für 
eine Reihe von kolonialismuskritischen Ansät-
zen in den Kultur-, Geschichts- und Sozialwis-
senschaften. Gemeinsam ist ihnen, dass sie 
essenzialistische Annahmen über den Modell-
charakter westlicher Entwicklung als eurozen-

trisch anzeigen und durch Perspektiven aus 
kolonialen Kontexten auf die wechselseitige 
Konstitution von westlicher und nicht-westli-
cher Welt aufmerksam machen. Nun sind die 
Standortgebundenheit kultureller und histori-
scher Erkenntnis, die diskursive Konstruktion 
des Sozialen sowie das Ende der modernen 
gesellschaftlichen Großtheorien bereits in 
den 1970er- und 1980er-Jahren durch post-
strukturalistische und postmoderne Ansätze 
ins Zentrum sozialwissenschaftlicher Diskus-
sionen gerückt worden. Die postkoloniale 
Kritik am Universalitätsanspruch der euro-
päischen Moderne knüpft zum Teil daran an; 

auch ihre Selbstbezeichnung erinnert an die 
ihnen vorangegangenen „Post-Ismen“. 

Der Begriff „postkolonial“ verweist jedoch 
nicht nur auf die zeitliche Verortung von 
Gesellschaften innerhalb einer (nicht abge-
schlossenen) Kolonialgeschichte. Er verweist 
darüber hinaus zum einen auf die Umgestal-
tung der ökonomischen, sozialen und politi-
schen Verhältnisse, die der Kolonialismus in 
ehemaligen oder bestehenden Kolonien wie 
auch in den Metropolen ausgelöst hat und die 
bis heute nachwirken. Zum anderen machen 
postkoloniale Perspektiven auf die Verschrän-
kung von Macht und Wissensproduktion 
im Kontext kolonialer und imperialer Ver-
hältnisse aufmerksam (Gutiérrez Rodríguez 
1999; Coronil 2004). Dass Wissen standort-
gebunden ist, heißt in postkolonialer Sicht, 
dass markierte wie unmarkierte Positionen 
in kolonial tradierte Machtstrukturen einge-
schrieben sind: „Es sind also keineswegs nur 
die ‚Anderen‘ ethnisch, nicht nur die Frauen 
geschlechtlich, nicht nur der Süden auf einer 
Landkarte verortet – auch Männer sind ge-
schlechtlich konstituiert, auch ist Weiß-Sein 
Effekt komplexer und sehr wirkmächtiger 
rassistischer Konstitutionen, auch ‚der deut-
sche Soziologe‘ ist ethnisch, national usw. 
positioniert“ (Reuter und Villa 2010, S.  14). 
Postkoloniale Ansätze nehmen also eine aus-
drücklich relationale Perspektive ein, die gän-
gige binäre Oppositionen von Zentrum-Peri-
pherie, Nord-Süd, modern und traditionell, 
entwickelt und unterentwickelt überwindet, 
indem sie jeweils auf ihre gegenseitige Konsti-

tuierung in der Vergangenheit und ihr Wech-
selverhältnis in der Gegenwart aufmerksam 
macht. Der Postkolonialismus als Begriff und 
Perspektive hebt also – trotz bedeutender 
interner Differenzierungen – weitaus stärker 
als der Poststrukturalismus und der Postmo-
dernismus auf den historischen Kontext von 
(Kolonial-)Macht ab und leitet daraus ein 
ganz anderes politisches Programm ab, das 
auf den Abbau der wirtschaftlichen, sozialen, 
politischen, kulturellen und epistemischen 
Ungleichheiten abzielt, die im Zuge des Kolo-
nialismus entstanden sind (Boatcă 2016).

Für den Postmodernismus machte das 
Scheitern der Erklärungsmodelle der abend-
ländischen Moderne, ob in der Form von re-
ligiösen Systemen, Vernunftglaube oder mar-
xistischer Gesellschaftstheorie, ihre Dekon
struktion als Meta-Erzählungen notwendig. 
Gesellschaftliche Institutionen und gängige 
politische Praxis waren dadurch größtenteils 
delegitimiert und die ihnen zu Grunde liegen-
den Konzepte von Wahrheit, Gerechtigkeit 
und Moral relativiert. Dagegen setzt der Post-
kolonialismus mit Dekolonisierung auf die 
Aufdeckung der Zusammenhänge zwischen 
den globalen Machtverhältnissen, die im 
Kontext der europäischen Kolonialexpansion 
etabliert wurden, und den historischen und 
aktuellen Ungleichheitsrelationen auf lokaler, 
nationaler und internationaler Ebene. Einen 
wichtigen Bezugspunkt bilden dabei die anti-
kolonialen Widerstands- und Befreiungsbe-
wegungen – von den indigenen Aufständen 
gegen die spanischen Eroberer im Peru des 
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16. Jahrhunderts über die haitianische Re-
volution 1791 – 1804, den indischen Sepoy-
Aufstand 1857/58, den Maji-Maji-Krieg in 
Deutsch-Ostafrika ab 1905 bis hin zum Alge-
rienkrieg der 1950er-/60er-Jahre – einschließ-
lich deren Verarbeitung in den Arbeiten von 
Aimé Césaire, Frantz Fanon und Che Guevara, 
unter anderen.

Als theoretischer Gründungstext des 
Postkolonialismus gilt das 1978 erschienene 
Buch „Orientalism“ des palästinensisch-ame-
rikanischen Literaturwissenschaftlers Edward 
W. Said. Darin macht der Autor, einer der füh-
renden Interpreten Michel Foucaults in den 
USA, die Verschränkung von Wissen und 
Herrschaft anhand der diskursiven Konstruk-
tion orientalischer Fremdheit in westlicher 
Wissenschaft, Kunst und Literatur deutlich. 
Als Diskurs, der die westlichen Repräsen-
tationen des Anderen beherrschte und es 
der westeuropäischen Kultur erlaubte, an 
„Macht und Identität zu gewinnen, indem 
sie sich von dem Orient als einer Art Ersatz 
und sogar Untergrundselbst absetzte“ (Said 
1978, S. 3), entstand laut Said der Orienta-
lismus in der Zeit nach der Aufklärung. Wis-
senschaftliche und literarische Darstellungen 
des Okzidents als fortschrittlich, rational, 
zivilisiert, ja sogar biologisch überlegen und 
maskulin konnotiert, die in den folgenden 
Jahrhunderten produziert wurden, fungier-
ten als Hintergrund für Repräsentationen 

des „Orients“ als rückständig, irrational, zivi-
lisierungsbedürftig, rassisch unterlegen und 
dabei feminisiert – wodurch er zum legitimen 
Objekt europäischer (männlicher) Koloniali-
sierung und Kontrolle wurde.

Mit Saids Analyse wird erstmals deutlich, 
dass Kolonialismus nicht nur eine soziale Pra-
xis von Herrschaft darstellt, sondern er der 
Herrschaft auch als „Diskurs über (vermeint-
liche) Unterschiede mit dem Ziel gegensei-
tiger Abgrenzung“ (Zimmerer 2013, S.  15) 
zugrunde liegt. Für viele gehört der mit Said 
eingeläutete und bald darauf von indischen 
HistorikerInnen wie Ranajit Guha, Dipesh 
Chakrabarty und Partha Chatterjee sowie von 
LiteraturwissenschaftlerInnen wie Gayatri C. 
Spivak und Homi K. Bhabha und SoziologIn-
nen wie Stuart Hall und Paul Gilroy weiterge-
führte, theoretische postcolonial turn deshalb 
zu den wirkmächtigsten Paradigmenwech-
seln des 20. Jahrhunderts, der erstmals von 
Intellektuellen aus den ehemals kolonisier-
ten Peripherien ausging und die epistemo-
logische Dominanz des globalen Nordens in 
Frage stellte (Zimmerer 2013).

Moderne/Kolonialität und die 
Kolonialerfahrung Lateinamerikas
Dank einer theoretischen Perspektive, die 
Elemente der Befreiungstheologie, der latein-
amerikanischen Philosophie, des Chicana-Fe-
minismus, der Dependenztheorie und der 

Weltsystemanalyse verbindet, stellt der Mo-
derne/Kolonialität/Dekolonialität-Ansatz zu-
nehmend mehr Fragen der politischen Öko-
nomie ins Zentrum seiner Analysen, als dies 
für die indischen Subaltern und Postcolonial 
Studies lange Zeit der Fall war. Als „Koloniali-
tät der Macht“ bezeichnet der peruanische 
Soziologe Aníbal Quijano (2000) die Macht-
beziehung zwischen (kolonialen) Zentren 
und (kolonisierten) Peripherien, die mit dem 
formellen Prozess der Kolonisierung einsetzt, 
diesen jedoch durch das Fortbestehen ko-
lonialer Hierarchien auf der sozioökonomi-
schen, politischen und epistemischen Ebene 
überdauert. Kolonialität ist demnach, anders 
als Kolonialismus, ein fortwährendes Macht-
verhältnis, das mit der kolonialen Expansion 
Europas in die Amerikas entstand und als 
solches die Kehrseite sowie die notwendige 
Voraussetzung der westlichen Moderne dar-
stellt. Strategien der Abgrenzung von dem 
„Anderen“ des modernen Okzidents und 
die damit zusammenhängenden Prozesse 
der Hierarchisierung von Glaubens- und Wis-
senssystemen, Prinzipien sozialer und ökono-
mischer Organisation, Rassen, Ethnien, und 
nicht zuletzt Formen der Arbeitskontrolle 
werden fortan das Verhältnis zwischen der 
„alten“ und der „neuen“ Welt bestimmen 
und ihre jeweiligen Selbstbeschreibungen 
nachhaltig prägen (Quijano/Wallerstein 
1992; Mignolo 2000). Die soziale Imagination 
der modernen Welt konfigurierte sich somit 
um ein globales Klassifikationssystem herum, 
das die ökonomischen und politischen Macht-
asymmetrien zwischen Zentren und Periphe-
rien auf kultureller Ebene widerspiegelte und 
in dessen Mittelpunkt der Universalstandard 
der westeuropäischen Zivilisation stand (Mig-
nolo 2000, S. 13).

Die Verwobenheit von Moderne und Ko-
lonialität drückt sich im Falle des lateiname-
rikanischen dekolonialen Ansatzes jedoch 
nicht darin aus, dass man von Moderne im 
Plural spräche, wie dies noch bei dem Kon-
zept der verwobenen Modernen der Fall ist, 
sondern in der Wahl eines Begriffspaares, das 
die Untrennbarkeit beider Bereiche bei gleich-
zeitiger Hervorhebung ihrer Machtasymmet-
rie einfängt: Das Konzept der Moderne/
Kolonialität soll die Einsicht vermitteln, dass 
das Weltsystem umso moderner wurde, je 
kolonialer es war, d. h. je mehr seine Selbst-
definition sich auf eine Hierarchisierung von 

2018 demonstrieren bis zu 150.000 Menschen für eine offene Gesellschaft und gegen rechte Hetze. 
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Rassen, Ethnien und Klassen in den kolonisier-
ten Regionen stützte.

Vom postcolonial turn zur decolonial 
option
Der lateinamerikanische dekoloniale An-
satz stellte eine frühe (Gegen-)Reaktion auf 
die Tendenz postkolonialer Studien dar, den 
europäischen Kolonialismus zum einen am 
britischen Modell auszurichten und dadurch 
zu homogenisieren, zum anderen, ihn kaum 
in Verbindung mit Fragen der politischen Öko-
nomie kapitalistischer Entwicklung zu unter-
suchen (Bartolovich/Lazarus 2002; Randeria/
Römhild 2013). In seinem 2004 erschienenen 
Aufsatz zum Verhältnis zwischen indischen 
und lateinamerikanischen postkolonialen 
Studien stellte Fernando Coronil der von Cha-
krabarty (2000) geforderten „Provinzialisie-
rung Europas“ die aus lateinamerikanischer 
Sicht notwendige „Globalisierung der Peri-
pherie“ gegenüber mit den Worten: „Criti-
cal responses to colonialism from different 
locations take different but complementary 
forms. While from an Asian perspective it has 
become necessary to ‚provincialize‘ European 
thought, from a Latin American perspective 
it has become indispensable to globalize the 
periphery: to recognize the world-wide for-
mation of what appear to be self-generated 
modern metropolitan centers and backward 
peripheries“ (Coronil 2004, S. 414).

Neuere Arbeiten zum französischen, ita-
lienischen, portugiesischen und deutschen 
Kolonialismus machen nun verstärkt darauf 
aufmerksam, dass postkoloniale Perspektiven 
bis vor wenigen Jahren auch in Gesellschaften 
mit einer langen kolonialen Geschichte kaum 
Eingang gefunden haben (Randeria/Römhild 
2013, S.  10; s. auch Ponzanesi/Blaagaard 
2019). Lücken in der Aufarbeitung der koloni-
alen Geschichte Europas gehen einher mit der 
mangelhaften Rezeption kritischer, post- und 
dekolonialer Arbeiten und mit dem Fortbeste-
hen rassistischer Exklusionsstrukturen auf al-
len Ebenen der Bildungsinstitutionen. Anstatt 
eines weiteren Paradigmenwechsels, der mit 
dem postkolonialen Ansatz eingeleitet wer-
den sollte, begreifen AutorInnen der Mo-
derne/Kolonialität-Gruppe ihre Perspektive 
verstärkt als eine Option unter anderen, eher 
politischen als theoretisch/akademischen 
Möglichkeiten: „‚Decolonial‘ is increasingly 
used to indicate political and epistemic pro-
jects, rather than a disciplinary field of study. 
[…] Decoloniality, therefore, means both the 
analytic task of unveiling the logic of colonial-
ity and the prospective task of contributing 
to build a world in which many worlds will 
coexist.“ (Mignolo 2012, S. 54)

Anmerkung
1	 Dies ist eine gekürzte Fassung des Artikels „Post-

kolonialismus und Dekolonialität“ in: Fischer, K./ 
Hauck, G./Boatcă, M. 2022 (Hg.): Handbuch Ent-
wicklungsforschung, Wiesbaden: Springer VS, 
https://doi.org/10.1007/978-3-658-05675-9_11-2
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Paul Mecheril, Matthias Rangger

Kolonialität der Mündigkeit. Anmerkungen zu einer 
grundlegenden Referenz politischer Bildung

Mündigkeit ist verheißungsvoll. Schließlich 
verspricht sie eine in Selbstständigkeit unkor-
rumpierte und insofern freie Bezugnahme auf 
die soziale Welt und gilt insofern als grundle-
gende Ermöglichungsbedingung individueller 
Handlungsfähigkeit und demokratischer Mit-
bestimmung. Kein Wunder also, dass Mündig-
keit eines der zentralen Ziele außerschulischer 
wie schulischer (politischer) Bildung darstellt.

Dem verheißungsvollen Versprechen der 
Mündigkeit, dass es möglich sei, erstens mit 
guten Gründen und zweitens sich wirksam zu 
den gegebenen Verhältnissen zu verhalten, 
kann aber aus einer Perspektive, die die Kolo-
nialität der Vergangenheit und Gegenwart in 
den Blick nimmt, misstraut werden.

Inspiriert von post- und dekolonialen Ge-
danken beschäftigt sich der Beitrag mit dem 
Topos der Mündigkeit. Dafür skizzieren wir in 
einem ersten Schritt das als individuumszen-
triert zu nennende Mündigkeitsverständnis, 
das im Diskurs politischer Bildung nicht unmaß-
geblich ist (Abschnitt 1). Im Anschluss daran 
kommentieren wir diese Betrachtungsweise 
von Mündigkeit vor dem Hintergrund der 
Kolonialität eurozentrischer Schlüsselbegriffe 
(Abschnitt 2) und plädieren abschließend für 
ein Verständnis von Mündigkeit, das von dem 
kritischen Bewusstsein um seine inhärente 
Ignoranz und Gewaltförmigkeit vermittelt ist 
und vor diesem Hintergrund eine gewisser-
maßen individuumsdezentrierte Form von 
Mündigkeit in den Blick nimmt (Abschnitt 3).

1	 Mündigkeit in der politischen 
Bildung

Für die Gesellschaft für Politikdidaktik und 
politische Jugend- und Erwachsenenbildung 
(GPJE 2004, S.  9) zielt politische Bildung 
wesentlich auf die „Entwicklung politischer 
Mündigkeit“. Denn politische Mündigkeit ist 
„aus Sicht des Einzelnen eine Bedingung für 
erfolgreiche Partizipation, sie ist aber auch 
aus gesamtgesellschaftlicher Sicht für die Er-
haltung und Weiterentwicklung einer demo-
kratischen politischen Kultur und eines de-
mokratischen politischen Systems“ (ebd.) un-

erlässlich. Mündigkeit stellt ein unbestrittenes 
und fundamentales Leitziel politischer Bildung 
dar (Eis et al. 2015, S. 150), das als wesentlich 
für das Funktionieren demokratischer Gesell-
schaften erachtet wird. Doch, so unbestritten 
die Bedeutung und Rolle von Mündigkeit auch 
scheint, so unklar und vage bleibt häufig ihr 
Begriffsgehalt. Konvergierender Bezugspunkt 
des Diskurses ist jedoch das mit dem Mündig-
keitsbegriff einhergehende Versprechen, dass 
sich das Individuum als mündiges selbststän-
dig und reflektiert, autonom und rational auf 
gesellschaftliche Fragestellungen, Zusammen-
hänge und Verhältnisse zu beziehen vermag.

Die GPJE (2004, S. 13) differenziert politi-
sche Mündigkeit in die drei Kompetenzberei-
che „politische Urteilsfähigkeit“, „politische 
Handlungsfähigkeit“ und „methodische Fä
higkeiten“. Während Urteilsfähigkeit im Gro
ßen und Ganzen darauf abzielt, gesellschaft
lich relevante Fragestellungen „unter Sach-
aspekten und Wertaspekten analysieren und 
reflektiert beurteilen [zu] können“ (ebd.), 
zielt politische Handlungsfähigkeit, auf das 
wirksame und – bestimmten Kriterien (etwa 
Kompromissbereitschaft) folgende – ange-
messene Vertreten und Aushandeln eigener 
Interessen mit anderen (ebd.). Unter metho-
dischen Fähigkeiten fasst die GPJE die Kom-
petenz, „[s]ich selbstständig“ zu aktuellen ge-
sellschaftlich relevanten Fragen und Themen 
mit unterschiedlichen Methoden orientieren, 
diese bearbeiten sowie „das eigene politische 
Weiterlernen organisieren“ (ebd.) zu können. 
In dieser Operationalisierung wird politische 
Mündigkeit an das singuläre Individuum und 
seine Kapazität gebunden, sich autonom, re-
flektiert, urteilsfähig und urteilswillig sowie ra-
tional in ein Verhältnis zu den es umgebenden 
gesellschaftlichen Bedingungen zu setzen.

2 	 Mündiges Selbst, unmündige 
Andere

Individuumszentrierte Konzepte, die Mündig-
keit als individuelle Kompetenz verstehen, zie-
len darauf, die Einzelnen dazu zu befähigen, 
kontext- und situationsunabhängig souverän 

und von äußeren Einflussbedingungen befreit 
denken, handeln und empfinden zu können. 
Dass eine solche Vorstellung von Autonomie 
auf einem vereinfachten Subjektverständnis 
beruht und dieses Verständnis als Imaginäres 
stärkt, kann mit einer Reihe, etwa poststruk-
turalistischer Ansätze zurückgewiesen wer-

den; denken wir nur an Jacques Lacan oder 
Ferdinand de Saussure und damit daran, dass 
uns erst die uns vorgängige Sprache zu Spre-
chenden macht; oder an Sigmund Freud und 
daran, dass es vor allem das Unbewusste ist, 
das in unserem vermeintlich eigenen Hause 
herrscht; oder an Karl Marx und daran, dass 
die Menschen ihre eigene Geschichte schrei-
ben, allerdings immer nur auf Grundlage von 
Bedingungen, die sie selbst nicht geschaffen 
haben.

Über diese Kritik an Konzepten souverä-
ner Subjektivität hinausgehend sensibilisieren 
post- und dekoloniale Ansätze für die Abhän-
gigkeit des (kolonisierenden) Eigenen von dem 
Phantasma des Anderen. So lautet die Schluss-
folgerung von Gayatri Spivak (2008a) auf die 
– in ihrem gleichnamigen und sich mit der 
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Position und Repräsentation der „kolonisierten 
Frauen“ zwischen „eine[r] fremde[n] Elite und 
eine[r] indigene[n] Elite“ (Spivak 2008b, S. 121) 
beschäftigenden Buch – gestellte Frage, „Can 
the subaltern speak?“ (ebd.), wohl unerwartet 
eindeutig: „Die Subalterne kann nicht spre-
chen.“ (Spivak 2008a, S. 106) Nicht, weil die 
Subalterne nicht sprechen würde. Sie spricht. 
Doch, was sie spricht, wird im hegemonialen 
Diskurs sowie diesen tragenden und umge-
benden Praktiken des materiellen Zugriffs auf 
Körper und Leben und von denjenigen, die sie 
in diesem Diskurs repräsentieren, nicht für be-
deutsam erachtet, nicht gehört (Spivak 2008b, 
S. 122 f.). Die Legitimität und Selbstverständ-
lichkeit dieser Verweigerung des Zuhörens 
wird im kolonialen Imaginären (Etzkorn/Me-
cheril 2023) darauf zurückgeführt, dass die 
koloniale und noch viel mehr die subalterne 

Andere nichts zu sagen hat, also weder befugt 
noch intellektuell dazu in der Lage ist, etwas 
(Gehaltvolles, Relevantes) zu sprechen. Im Bild 
der sprechunfähigen Anderen spiegelt sich die 
eigene Sprechfähigkeit.

Individuumszentrierte Konzepte der Mün-
digkeit finden eine bedeutsame Grundlage in 
Descartes cogito ergo sum. Der Mensch sei 
nicht nur ein erkennendes Wesen, sondern 
vielmehr eines, das sich die Welt als erkenn-
bares Objekt mittels Vernunft erschließt. Wal-
ter Mignolo (2012) versteht dies als den für 
die europäische Moderne charakteristischen 
Wandel von einem theologischen zu einem 
egozentrierten Subjektverständnis, welches 
das vernunftfähige Individuum ins Zentrum 
der Welt rückt. Im Zuge dieses paradigmati-
schen Wandels hin zum vernünftigen Indivi-
duum werden zugleich alternative Formen von 

Erkenntnisproduktion für unmöglich gehalten 
sowie andere Modi des In- und Zurwelt-Seins, 
welche die eigene Vernunftfähigkeit relativie-
ren, strukturell abgewertet und ausgeschlos-
sen. Es verwundert deshalb kaum, dass die 
Hybris der individuellen Vernunftfähigkeit mit 
der kolonialen „Zivilisierungsmission“ (Dha-
wan 2014, S. 24) koinzidiert.

Die europäische Moderne, so Aníbal Qui-
jano (2019), ist grundlegend mit dem Kolo-
nialismus verwoben. Für Quijano stellt Kolo-
nialität die abwesend anwesende Kehrseite 
der europäischen Moderne, ihre eigentliche 
Konstitutionsbedingung dar. Die Moderne 
etabliert kolonialistische Macht- und Herr-
schaftsverhältnisse, die auf Differenz, Unter-
drückung und Ausbeutung gründen. Diese 
„Kolonialität der Macht“ (ebd.) besteht auch 
gegenwärtig, nach dem formalen Ende der 
administrativen Kolonialismen, „in Form von 
politischen und sozialen Hierarchien, ökono-
mischen Abhängigkeiten und epistemischer 
Gewalt gegenüber ehemals Kolonisierten 
fort“ (Boatcă 2020, S. 112).

Die Kolonialität der Macht ist auch für 
das egozentrierte Verständnis des mündigen 
europäischen Subjekts bedeutsam (Mignolo 
2012). Dieses Verständnis beruht konstitutiv 
darauf, dass die Vorrangigkeit des eigenen 
Tuns auch darüber phantasmatisch und mit 
politischer Gewalt begründet und legitimiert 
wird, dass es die Anderen gibt, die in ihrer 
eigenen Unmündigkeit und Unvernünftigkeit 
gefangen sind (und die wir deshalb zu kont-
rollieren, befreien und zu maßregeln haben). 
Das Konzept der Mündigkeit basiert auf der 
Konstruktion weniger vernünftiger oder nicht-
vernünftiger Anderer, die wiederum auf dem 
Ausschluss anderer Rationalitäten aus dem 
Raum des Vernünftigen gründet. Mündigkeit 
stellt schließlich einen grundlegenden Be-
standteil der Hervorbringung asymmetrischer 
Subjektpositionen dar. Die Mündigkeitspraxis, 
die der Kolonialität eingeschrieben ist, spielt 
dem kolonisierenden Subjekt jene Mittel einer 
Subjektform in die Hand, die es möglich und 
legitim machen, Macht und Herrschaft über 
Andere auszuüben, physisch wie epistemisch.

Individuumszentrierte Mündigkeitsvorstel
lungen sind, so kann geschlussfolgert wer-
den, von einer Tendenz zu mehrfacher Ne-
gation durchzogen: erstens die Negation der 
Kontextrelationalität der eigenen Autonomie 
und Souveränität, zweitens die Negation 

Im Zuge einer #blacklivesmatter-Demo 2020 in Bristol stürzten Aktivist*innen die Statue des Sklaven-
händler Edward Colston von diesem Sockel und versenkten sie im Fluss. 
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eigener Unvernünftigkeiten, drittens die Ne-
gation anderer Rationalitäten und schließlich 
die Negation der Abhängigkeit der eigenen 
Vernünftigkeit von der Konstruktion unver-
nünftiger Anderer. Auf diesen Negationen 
und Ausblendungen gründet sich die Hybris 
der Mündigkeit. Politische Bildung kommt zu 
sich, indem sie sich kritisch zu ihrer Eingebun-
denheit in geistesgeschichtlich-epistemische 
Gewaltverhältnisse im Zeichen der Mündig-
keit verhält und indem sie dies, die Kolonialität 
der Mündigkeit, als Bildungsofferte anbietet.

3 	 Postindividuumszentrierte 
Mündigkeit

Politische Bildung, die Mündigkeit vorrangig 
als individuelle Fähigkeit der Urteilsbildung 
und der Handlungsfähigkeit konzipiert, geht 
unweigerlich mit der Gefahr einher, die Hybris 
des sich selbst denkenden Subjekts zu stär-
ken. Eine politische Bildung im Sinne einer 
auch post- und dekolonial revidierten Mün-
digkeit ist dagegen von einem „anderen“ Be-
gehren getragen.

Ausgangspunkt einer derartigen politi-
schen Bildung wäre dann der dezentrierte 
Status des Subjekts, mit dem Mündigkeit 
nicht als individueller Besitz und Unmündig-
keit nicht als individueller Mangel (Anderer) 
verstanden wird. Vier Punkte scheinen wich-
tig (vgl. auch Etzkorn/Mecheril 2023). Das 
politische Begehren post- und dekolonial 
revidierter Bildung würde Mündigkeit nicht 
verdinglichend und technisch als Ziel set-
zen. Vielmehr wäre Mündigkeit erstens, so 
wie Adornos Ausführungen in „Erziehung 
nach Auschwitz“ verstanden werden können 
(1971), als ein unabgeschlossen dynamischer 
Zustand des stetigen Noch-Nicht zu denken 
und zu gestalten sowie zweitens als Richt-
schnur der Kritik von gesellschaftlichen Ver-
hältnissen zu verstehen, die verhindern oder 
erschweren, dass Menschen in ihrem Namen 
sprechen und gehört werden (auch Bünger 
2013). Weniger als um individuelle Fähig-
keiten ginge es drittens vielmehr um Räume 
und normative und praktische Ordnungen, in 
denen es in einer nicht zerstörerischen Weise 
und im Wissen um die Illusion eines unsituier-
ten Sprechens möglich ist, in einem suchen-
den und weniger in einem Identität behaup-
tenden Sinne im eigenen Namen zu sprechen. 
Viertens hätten sich diese Räume als solche 
zu erweisen, in denen insbesondere jene, die 

struktureller Entrechtung, Demütigung und 
Herabsetzung ausgesetzt sind, die Erfahrung 
machen, dass ihnen zugehört wird, wenn sie 
so in ihrem eigenen Namen sprechen, sodass 
Verhältnisse der Entrechtung, Demütigung 
und Herabsetzung kritisch zum Thema sowie 
zum Gegenstand der Veränderung werden.

Diese Räume einer kollektiv ermöglichten 
und möglichst alle betreffenden Mündigkeit – 
eine Mündigkeit, um es mit einer Referenz an 
Derrida zu sagen, im Kommen – wären kon-
sequenterweise an Perspektiven orientiert, 
die individuumszentrierte Auffassungen über-
schreiten; nicht zuletzt an der Orientierung 
an (postkommunitärer) Solidarität. Solidarität 
ist eine Praxis, die auf die Unterstützung und 
Hilfe anderer in einer Notlage ausgerichtet ist. 
Wobei die Notlage, auf die sich die Praxis der 
Solidarität bezieht, diese als eine erkennt, die 
auf nicht-notwendige historisch und struktu-
rell bedingte soziale Ungleichheitsverhältnisse 
zurückzuführen ist. Anders jedoch als Vorstel-
lungen von Solidarität, die das energetisie-
rende Potenzial für den solidarischen Akt in 
einer Art kommunitärer Verbundenheit bzw. 
Vertrautheit lokalisieren, ist das Verständnis 
von Solidarität, das angesichts der Koloniali-
tät der Verhältnisse bedeutsam ist, eines, das 
Vorstellungen und Konstruktionen einer ver-
meintlich wesenhaften Zusammengehörigkeit 
mißtraut sowie im solidarischen Akt zu über-
winden versucht. Das Verständnis von Solida-
rität, das in Betrachtung der post-kolonialen 
Verfasstheit der Welt naheliegend, vielleicht 
sogar unumgänglich ist, verweist also auf so-
ziale Verhältnisse eines Engagements für ein 
Gegenüber, das zwar fremd ist und sein kann, 
mit dem die Einzelne aber in einem prakti-
schen Zusammenhang einer geteilten Lebens-
form steht, die nicht unmaßgeblich durch öko-
logische, ökonomische, kulturell-epistemische 
sowie auch militärische Ungleichheit gekenn-
zeichnet ist. Postkommunitäre Solidarität, wie 
dieses Verständnis von Solidarität benannt 
werden kann (Mecheril 2014), zielt schließlich 
auf das Erkennen, die Kritik und die Verän-
derung der Bedingungen derjenigen Verhält-
nisse, die Andere daran hindern, ein würde-
volleres Leben zu leben.

Eine politische Bildung im Zeichen einer 
post- und dekolonial reflektierten Mündigkeit 
zielt damit schließlich auf die Kontextualisie-
rung und Historisierung von Ungleichheitsver-
hältnissen und Problemlagen (anstatt diese 

zu individualisieren und zu singularisieren). Sie 
vermittelt nicht nur Wissen über diese Verhält-
nisse, sondern regt dazu an, die eigene Position 
in der vorherrschenden sozialen Ordnung zu 
reflektieren (Kleinschmidt/Lange 2020, S. 207) 
und sich für eine Ordnung einzusetzen, die 
würdevollere Verhältnisse für alle ermöglicht.
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Alisha M. B. Heinemann 

Zum Verhältnis von Decolonize- und Diversity-Ansätzen – 
eine Annäherung1

Die Ursprünge dekolonialer Bewegungen 
drehen sich vor allem um eines: um Land. Da-
raus folgend geht es um Ressourcen, Besitz 
und Macht, aber auch um Episteme, also die 
Frage danach, wessen Wissen überhaupt als 
legitimes und anerkanntes Wissen zählt. Wer 

darf über das Land, seine Ressourcen und die 
auf ihm lebenden Menschen Kontrolle aus-
üben und es in (Human-)Kapital verwandeln? 
Wie ist es möglich, gestohlene/kolonisierte 
Ressourcen wieder an diejenigen zurückzu-
geben, deren Vorfahren diese Ressourcen 
genommen wurden? Wie lassen sich gegen-
wärtige Wissensproduktionen dekolonisie-
ren? Diversitydiskurse hingegen haben – zu-
mindest im Kontext Bildung – in erster Linie 
antidiskriminatorische Anliegen im Blick und 
nehmen ihre Ursprünge in verschiedensten 
Bürgerrechtsbewegungen, die sich für die 
Anliegen und Rechte spezifischer Gruppen 
– meist innerhalb eines Nationalstaats – ein-
setzen. Ihnen geht es unter anderem darum, 
Menschen nicht aufgrund ihrer natio-ethno-
kulturellen Zugehörigkeit, ihres Geschlechts, 
ihren Fähigkeiten, ihrer sozioökonomischen 
Lage etc. zu benachteiligen und von gesell-
schaftlicher Teilhabe auszuschließen. Trotz 
dieser sehr verschiedenen Ausgangslagen, 
werden dekoloniale Anliegen einerseits und 
antidiskriminatorische Anliegen andererseits 
in gegenwärtigen Diskursen oft in einem 
Atemzug diskutiert (Icaza/Vázquez 2018). 
Decolonize XXX wird im Rahmen dieser An-

eignung zum vermarktbaren Schlagwort, das 
Aufmerksamkeit und Gelder bringt, Diversity 
scheint dagegen plötzlich neoliberal und in-
haltsleer und gar nicht mehr so schlagkräftig 
angesichts der viel grundsätzlicher auftreten-
den Anliegen von Dekolonisierung. Gerade im 
Kontext der politischen Bildung, die davon in-
spiriert ist, sich kritisch zu Herrschaftsverhält-
nissen zu positionieren, ist eine differenzierte 
Auseinandersetzung mit diesen Konzepten 
daher notwendig, um Enteignung und Ab-
stumpfung der Begriffe als Werkzeuge der 
Kritik zu verhindern. 

Da die verschiedenen Diversity-Ansätze 
im deutschsprachigen Raum gegenwärtig be-
kannter sind als die Anliegen dekolonialer Be-
wegungen, werden letztere in diesem Beitrag 
zunächst – ohne Anspruch auf Vollständigkeit 
– ausführlicher auch in ihrer historischen Ent-
wicklung dargestellt, um gegen Ende einen 
Vorschlag zu machen, wie sich Diversity-Ar-
beit zu diesen sinnvoll in ein Verhältnis setzen 
lassen könnte. Er endet mit einem Plädoyer, 
die beiden Stränge komplementär zu denken 
und sie dabei weder zusammenzulegen noch 
in Konkurrenz zueinander zu setzen.

Die Historie und Anliegen dekolonialer 
Bewegungen
Im Zuge des Kolonisierungsprozesses wur-
den/werden Menschen gewaltvoll enteignet, 
entrechtet, unterdrückt, als Arbeitskraft aus-
gebeutet und ihre Kulturen, Sprachen und so-
gar Körper vernichtet. Ziel von Kolonisatoren 
ist es, ungehindert auf die Ressourcen der 
Natur (des Bodens, des Wassers sowie der 
Pflanzen- und Tierwelt) und der Kultur (vor-
handenes Wissen, gegenständliche Errun-
genschaften u. a.) zugreifen zu können, diese 
zunächst zu enteignen, anschließend anzu-
eignen und damit den eigenen Wohlstand 
und die eigenen Privilegien zu mehren. Die 
Historikerin Roxanne Dunbar-Ortiz beschreibt 
die zentrale Relevanz der gewaltvollen Erobe-
rung der Amerikas für die Konstitution der 
sogenannten ‚modernen‘ Welt, so wie wir sie 
heute kennen, und die enge Verknüpfung die-

ser Entwicklung mit der Bereitschaft, ganze 
Zivilisationen für die eigene Gier zu opfern:

„Neither superior technology nor an over-
whelming number of settlers made up the 
manspring of the birth of the United States or 
the spread of its power over the entire world. 
Rather, the chief cause was the colonialist set-
tler-state’s willingness to eliminate whole civili-
zations of people in order to possess their land. 
This trend of extermination become common 
in the twentieth century as the United States 
seized military and economic control of the 
world, capping five hundred years of Euro-
pean colonialism and imperialism. The canny 
Prussian Otto von Bismarck, founder and first 
chancellor (1871–90) of the German empire, 
was prescient in observing, ‘The colonization 
of North America has been the decisive fact of 
the modern world’.” (Dunbar-Ortiz 2014, S. 96)

Bekanntermaßen formulierte Otto von Bis-
marck diese Anmerkung jedoch nicht als Un-
beteiligter im Prozess. Er lud vom 15. Novem-
ber 1884 – 26. Februar 1885 zur sogenannten 
‚Berliner Afrika-Konferenz‘ ein und hatte den 
Vorsitz über jene territorialen Verhandlungen, 
die unter anderem den gesamten afrikanischen 
Kontinent unter den kolonialen Großmächten 
aufteilten. Die Bevölkerung des afrikanischen 
Kontinents wurde an diesen Verhandlungen 
nicht beteiligt (vgl. Zimmerer 2015, S. 37). 
Auch wenn die Zeiten der unmittelbaren for-
malen Kolonisierung heute vorbei sind und 
aktuell neben den USA, den ehemaligen 
europäischen Kolonialmächten und dem von 
Stuart Hall (2012 [1992]) als ‚Westen‘ bezeich-
neten Raum auch zahlreiche andere Mächte 
an kapitalistischen Ausbeutungsprozessen von 
Land und Mensch teilhaben, werden Struktu-
ren kolonialer Ausbeutung in post- bzw. neo-
kolonialen Verhältnissen auf unterschiedliche 
Weise fortgesetzt. Diese Fortsetzung führt bis 
heute zu einer Privilegierung jener, die schon 
während kolonialer Zeiten ihren Reichtum auf 
Kosten der Kolonisierten mehren konnten.2 
Forderungen nach Dekolonisierung sind daher 
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nach wie vor aktuell. Dabei geht es um Pro-
zesse auf verschiedenen Ebenen: Die Ebene 
des Landes/der Ressourcen, die Ebene der 
kolonialen Macht-Wissens-Matrix sowie die 
Ebene des ‚In-der-Welt-Seins‘.

Die Ebene von Land/Ressourcen kommt 
insbesondere dann in den Blick, wenn es um 
Forderungen indigener Bevölkerungen in Sied-
lungskolonien geht. Diese verweisen im Kern 
auf die unrechtmäßige Landnahme und die 
damit einhergehende brutale Gewalt durch die 
Kolonisation. Geschehenes Unrecht soll nicht 
bloß anerkannt werden – noch immer keine 
Selbstverständlichkeit –, sondern auch Wege 
zur Wiedergutmachung gefunden werden 
(Truth and Reconciliation). Auch in ehemals ko-
lonisierten Gebieten, die heute formal politisch 
unabhängig sind, aber durch wirtschaftliche 
Abhängigkeiten weiterhin nicht frei über die 
eigenen Ressourcen verfügen können, sind For-
derungen in Bezug auf das Land und Ressour-
cen zentral. Shahrzad Mojab beschreibt die Si-
tuation jener Länder, in denen lediglich formale 
Unabhängigkeit herrscht, als eine prekäre, inso-
fern dort globale Großmächte beständig ideo-
logisch und materiell um Einfluss ringen. 

„Imperialism did not end with the indepen-
dence of former colonial possessions in the 
wake of World War II. A feature of imperial-
ism, as distinct from early phases of capital-
ist colonialism, which were characterized by 
colonization, is the division of the world into 
’spheres of influence‘ or ’semi-colonies’. These 
spheres of influence remain the prime regions 
of contestation for imperialist powers.“ (Mojab 
2011, S. 169) 

Die ungerechte Verteilung von Ressourcen 
und Möglichkeiten auf diesem Planeten wird 
entsprechend dieser Lesart insbesondere 
durch die Ideologien des westlichen Imperia-
lismus und damit des Kapitalismus legitimiert. 
Diese ideologischen Konzepte sind über die 
Ebene des Macht-Wissen-Komplexes tief in 
die Subjekte eingeschrieben. Macht-Wis-
sens-Komplexe bezeichnet Anibal Quijano 
dabei als „colonization of the imagination of 
the dominated“ (2007, S. 169). Diese kolo-
niale Matrix wirkt seit spätestens 1492, also 
seit mehr als 500 Jahren und passt sich dy-
namisch den jeweiligen Verhältnissen immer 
wieder neu an. Quijanos Fokus liegt dabei 
jedoch nicht in erster Linie auf der Frage, wer 

sich welches Land und welche natürlichen 
Ressourcen unter welchen Umständen zu 
eigen gemacht hat. Vielmehr nimmt er Wis-
sensproduktionen als Mittel der Repression in 
den Blick, die soziale und kulturelle Kontrolle 
möglich machen. Quijano beschreibt, wie zu-
nächst alle vorhandenen Varianten der Wis-
sensproduktion und Glaubensformen unter-
drückt und durch westliche Wissensstandards 
und den christlichen Glauben ersetzt wurden. 
Die Übernahme als europäisch gelabelter 
Wissensbestände und kultureller Praxen (u. a. 
der Sprache) wurde zur Voraussetzung, um 
einen Zugang zu Machtpositionen zu erhal-
ten, was es für die kolonisierten Subjekte er-
strebenswert machte, sich diese anzueignen: 
„Then European culture was made seductive: 
it gave access to power. After all, beyond re-
pression, the main instrument of all power is 
its seduction. Cultural Europeanisation was 
transformed into an aspiration“ (Quijano 
2007, S. 169). Eingeschrieben in die im Rah-
men der Kolonisierungsprozesse entstande-
nen Macht-Wissen-Komplexe sind Konzepte 
von race/gender/class und sexual orientation 
wie sie zu keinem anderen Zeitpunkt zuvor 
in der Menschheitsgeschichte konstruiert 
wurden (Balibar 2017; hooks 2020; Mohanty 
1988; Puar 2007). Insbesondere aus der Per-
spektive marginalisierter Subjekte werden 
daher gegenhegemoniale Interventionen in 
koloniale Diskurse gefordert. Mit dieser For-
derung kommen zentral jene Einrichtungen 
und Disziplinen in den Blick, die (hegemo-

niales) Wissen (re-)produzieren und damit 
die Ideologien der Macht-Wissen-Komplexe 
speisen: Kitas, Schulen, Universitäten und 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung.

An diese Analysen anschließend protestier-
ten im Jahr 2015 Studierende an der Universi-
tät in Kapstadt gegen die auf ihrem Campus 
befindliche Statue, die den kolonialen, impe-
rialen britischen Geschäftsmann und Politi-
ker Cecil John Rhodes ehrte. Er stand für die 
Studierenden symbolisch für eine Kontinuität 
kolonialer Herrschaft und der damit einherge-
henden white supremacy, die sowohl in den 
Bildungskanon als auch in die generell rassis-
tische Verfasstheit der Institution eingeschrie-
ben war und ist (vgl. auch Mohamed 2020, S. 
28). Der Protest schlug damals hohe Wellen 
und breitete sich schnell auch auf europäische 
Universitäten aus. Seit 2015 ist ‚Decolonize 
XXX‘ auch an deutschen Universitäten und 
Städten angekommen und wird auf verschie-
denen gesellschaftlichen Ebenen diskutiert.

Das Verhältnis von Dekolonisierung 
und Diversity
Dekolonisierungsdiskurse sind damit also erst 
vor kurzer Zeit auch in Deutschland hörbarer 
geworden, und ähnlich wie bereits in den USA 
und Kanada beobachten wir, dass auch hier 
der Begriff der „Dekolonisierung“ zum Syno-
nym für jene Anliegen wird, die zuvor von ‚An-
tidiskriminierungs- und Gleichstellungspoliti-
ken‘ diskutiert und im wissenschaftlichen Kon-
text unter Stichworten wie ‚Dis/ability Studies‘, 

#blacklivesmatter-Protest in Berlin am 30.5.2020, fünf Tage nach der Ermordung von George Floyd in den 
USA. 
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‚Inklusionsforschung‘ ‚Gender and Queer Stu-
dies‘, ‚Critical Race Theories/Rassismuskritik‘, 
‚Diskriminierungsforschung‘ oder breiter ge-
fasst: ‚Soziale Ungleichheitsforschung‘ unter-
sucht wurden. Tuck und Yang kritisieren, dass 
die oberflächliche Aneignung des ‚Dekoloni-
sierungsbegriffs‘ selbst eine Form der Koloni-
sierung sei, indem sie die Anliegen der indige-
nen Bevölkerungen unsichtbar mache und für 
ihre eigenen Zwecke nutze. Sie warnen: „De-
colonization doesn’t have a synonym“ (Tuck/
Yang 2012, S. 3). Sie weisen damit zurecht auf 
die Gefahr hin, die darin liegt, wenn unter dem 
Stichwort der ‚Dekolonisierung‘ zwar über ge-
sellschaftliche Ungleichheitsverhältnisse und 
z. B. die Rolle von Bildungssystemen darin 
nachgedacht wird, sich aber letztlich in der 
Frage danach, wie das, was gestohlen wurde, 
in aller Konsequenz wirklich an die Menschen 
zurückgegeben werden kann, denen es ge-
nommen wurde, beziehungsweise wie diese 
gerecht dafür entschädigt werden können, 
nichts bewegt: „Decolonization brings about 
the repatriation of Indigenous land and life; it is 
not a metaphor for other things we want to do 
to improve our societies and schools“ (Tuck/
Yang 2012, S. 1).

Um dem Dekolonisierungsanliegen also 
nicht die Kraft zu nehmen und sein Anliegen 
auszuhöhlen, sind diejenigen, die sich mit 
Diversitäts- und Diskriminierungsfragen be-

schäftigen, aufgefordert, die beiden Stränge 
zwar komplementär zu denken, aber keines-
falls in eins zu setzen.3 Konsequent vorange-
triebene Prozesse der Dekolonisierung könn-
ten die Voraussetzung dafür sein, dass anti-
diskriminatorische Anliegen auf lange Sicht 
auch nachhaltig wirksam sein können. Aber 
weniger Diskriminierung und mehr Diversity 
in Schule, Universität, Arbeitsplätzen und 
anderen Institutionen ändern zunächst mal 
nichts an den grundlegenden Ausbeutungs-
verhältnissen, die die weltgesellschaftlichen 
Verhältnisse prägen. Diversity zu dekoloni-
sieren könnte in diesem Zusammenhang also 
heißen, antidiskriminatorische Anliegen wei-
ter konsequent zu bewegen und dabei nicht 
aus dem Blick zu verlieren, dass es für weniger 
gewaltvolle Verhältnisse über den eigenen lo-
kalen Raum hinaus, grundsätzlichere Lösun-
gen und Veränderungen braucht. Bis solche 
gefunden und erfolgt sind, können und müs-
sen wir mit Diversity-Strategien immerhin ver-
suchen, zumindest mal die Zeit und den Weg 
bis dahin, für viele akut erträglicher und damit 
lebenswerter zu machen.

Anmerkungen
1	 Dieser Artikel ist eine stark gekürzte und bearbei-

tete Form des Beitrags von Alisha Heinemann/Yalız 
Akbaba: „Erziehungswissenschaften dekolonisie-
ren – eine Einleitung“ in: Akbaba, Y./Heinemann, 

A.M.B. (Hg.) (2023): Erziehungswissenschaften 
dekolonisieren. Theoretische Debatten und praxis-
orientierte Impulse, Weinheim, S. 14 – 31.

2	 Profitieren tun dabei auch jene, die zwar zur (ehe-
mals) kolonisierten Bevölkerung gehören, aber aus 
unterschiedlichen Gründen innerhalb der jeweili-
gen Kolonien selbst von der Kolonisation profitiert 
haben beziehungsweise dies noch immer tun. Um-
gekehrt gehören nicht alle aus den geopolitisch pri-
vilegierten Teilen der Erde auf gleiche Weise zu den 
Profiteur*innen von neokolonialen Strukturen (vgl. 
Mbembe 2016). 

3	 Aktuelle Beispiele, die in diesem Kontext nach-
denklich stimmen, sind Titel für Fachtagungen wie: 
„Mainstreaming Decolonize! – zwischen kolonial 
geprägtem Wirtschaftssystem und dekolonialer 
Stadtpolitik“ (https://eineweltstadt.berlin/veran-
staltungen/fachtagung-mainstreaming-decoloni-
ze-zwischen-kolonialgepraegtem-wirtschaftssys-
tem-und-dekolonialer-stadtpolitik/)
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Nach jahrelangen Auseinandersetzungen wurde der kolonial-rassistische Name der M*-Straße in Berlin-
Mitte 2021 auch offiziell umbenannt und erinnert nun an den afrodeutschen Philosophen und Rechtsge-
lehrten Anton Wilhelm Amo aus dem 18. Jahrhundert. 
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Erinnerungen sind ein „Ausdruck der Gesell-
schaft“ (Czollek 2022). Doch wer kann sich 
innerhalb der Gesellschaft überhaupt wie 
ausdrücken? Der sogenannte Historiker*in-
nenstreit 2.0, der in Feuilletons, Radiosen-
dern und Sammelbänden wahrnehmbar war, 
drehte sich um genau diese Frage. Voran-
gegangen war ein provokanter Artikel des 
australischen Genozidforschers A. Dirk Mo-
ses, der die dogmatische Fokussierung der 
deutschen Erinnerungskultur auf die Shoah 
kritisierte und ein breiteres Gedenken an (ko-
loniale) Genozide forderte. Die Erinnerungs-
gemeinschaft in Deutschland solle „sich dem 
mörderischen Erbe der weißen Vorherrschaft 
stellen” (Moses 2021). Immerhin sorgte die 
verständliche Fokussierung auf die national-
sozialistischen Verbrechen lange Zeit dafür, 
dass nur selten andere historische Ereignisse 
Einzug in erinnerungskulturelle Debatten fan-
den (Terkessidis 2021). In Deutschland ent-
flammten daraufhin (erneut) Debatten über 
die Frage der Singularität und Vergleichbar-
keit der Shoah.

Die Kontroverse lässt sich auf bildungswis-
senschaftlichtliche Fragen übertragen: Wie 
sollte eine Holocaust Education für hetero-
gene Lerngruppen der postmigrantischen 
Gesellschaft gestaltet werden? Wird die his-
torisch-politische Bildung allen Stimmen der 

Gesellschaft gerecht? Die Fragestellungen 
sind zwar nicht neu, bekommen durch die 
Diskurse in Wissenschaft und Öffentlichkeit 
jedoch wichtige neue Impulse. Konfrontiert 
mit dem Sterben der Zeitzeug*innen, der grö-
ßer werdenden zeitlichen Distanz der Lernen-
den zur nationalsozialistischen Diktatur sowie 
die fehlende familiäre Verflechtung lässt sich 
überlegen, ob ein intersektionales Verständ-
nis von multidirektionaler Erinnerung eine 
tiefergehende und inklusive Auseinanderset-
zung mit den nationalsozialistischen Verbre-
chen ermöglicht.

Das Konzept vom multidirektionalen Er-
innern geht von der Prämisse aus, dass Erin-
nerungen mobil und Geschichten ineinander 
verschränkt sind (Rothberg 2021). Michael 
Rothbergs Idee zielt auf eine Konzeption kol-
lektiver Erinnerung ab, die Erinnerung als et-
was begreift, das „ständigen Aushandlungen, 
Quervergleichen und Anleihen unterworfen 
und dabei produktiv und nicht ablehnend ist“ 
(ebd., S. 27). Durch diese Verflechtung von 
Erinnerungen wird die Imagination des kollek-
tiven Gedächtnisses als ein begrenzter Raum, 
in dem Opferhierarchien und Erinnerungskon-
kurrenzen existieren, verworfen.

Ein Novum stellt die Idee von ineinander 
verschränkten Geschichten und Kontinuitäts-
linien allerdings selbstverständlich nicht dar. 

Schon Hannah Arendt verstand den national-
sozialistischen Genozid an Jüdinnen*Juden 
als Konsequenz der „boomerang effects” 
(Arendt 1962, S. 206) des zerstörerischen 
und rassistischen Blicks von weißen auf 

Schwarze Menschen. Weiterhin führt sie aus: 
„[D]a schienen in der Tat alle Elemente für je-
dermann greifbar vorzuliegen, die nur zusam-

Paul Scheidt, Clara Wahl 
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Vom schwierigen Verhältnis kolonialer Verflechtungen und 
Erinnerungen an den Nationalsozialismus in Deutschland
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mengeschmolzen zu werden brauchten, um 
ein totalitäres Regime auf der Basis einer Ras-
sendoktrin zu errichten“ (ebd., S. 471). Eine 
Gleichsetzung des (kolonialen) Rassismus mit 
dem (nationalsozialistischen) Antisemitismus 
erfolgte weder bei Arendt noch beim multidi-
rektionalen Erinnern (Sznaider 2022; Coffey/
Laumann 2022). Die Singularität der Shoah 
wird nicht revidiert oder beeinträchtigt, wenn 
weitere (koloniale) Genozide in ihrer Singula-
rität und Grausamkeit anerkannt werden 

(Brumlik 2021). Vielmehr birgt das Konzept 
multidirektionaler Erinnerungen die Chance, 
Kontinuitätslinien zwischen Kolonialrassis-
mus, Nationalsozialismus und gegenwärtigen 
Rassimen aufzuzeigen und Erinnerungen so-
mit nicht als Null-Summen-Spiel zu verstehen.

Die Aufarbeitung und Implementierung 
von intersektionalen Verflechtungen in schuli-
schen und außerschulischen Bildungskontex-
ten hat großes Potential für historisch-politi-
sches Lernen, wobei sich die Möglichkeiten 
zwar vielseitig gestalten, jedoch fundiertes 
fachliches Wissen erfordern. Eine der ange-
sprochenen Möglichkeiten ist die Verknüp-
fung des multidirektionalen und biographi-
schen Ansatzes. Aus dieser Kombination er-
gibt sich die Chance, eine konkrete Biografie 
auf ihre verflechtungsgeschichtlichen und 

intersektionalen Aspekte zu untersuchen. 
Im Folgenden wollen wir mit der Thematisie-
rung der Lebensgeschichte von Hagar Martin 
Brown eine Möglichkeit der Umsetzung vor-
schlagen:

Brown soll in Liberia aufgewachsen sein 
und wurde 1901 von einem Bankier aus Ber-
lin ins Deutsche Reich verschleppt, um ihn für 
die Arbeit in dessen Haushalt zu versklaven. 
Dabei ist anzunehmen, dass ihm sein Name 
aufgrund von kolonialen Zuschreibungen 

aufgezwängt wurde. Nach seiner Entlassung 
konnte Brown in Hessen beruflich Fuß fas-
sen. In Frankfurt lernte er seine zukünftige 
Frau Paula kennen, mit der er zwei Kinder 
hatte. Im Jahr 1939 wurde er aufgrund sei-
ner Hautfarbe von der Gestapo verhaftet 
und anschließend im Polizeirevier gefoltert. 
Durch die Folgen der Folter starb er ein Jahr 
später an seinen Verletzungen und kann folg-
lich als Mordopfer des nationalsozialistischen 
Regimes betrachtet werden (Freunde Bocken-
heims e.V. 2014). Im Frankfurter Stadtteil Bo-
ckenheim in der Marburger Straße liegt seit 
2009 ein Stolperstein für ihn, der für regio-
nale Lernbezüge mit hessischen Schüler*in-
nen besucht werden kann.

Seine Lebensgeschichte im Unterrichts-
kontext aufzugreifen, eröffnet die Chance ei-

ner transnationalen Auseinandersetzung auf 
regionaler Ebene mit den engen Verflechtun-
gen von Kolonialismus und Nationalsozialis-
mus. Dabei kann ein umfassendes Verständnis 
verschiedener Verbrechen nicht unabhängig, 
sondern stets nur gemeinsam vermittelt wer-
den. Bei facettenreicher Betrachtung zeigt 
sich, dass nicht nur individuelle Biografien 
diese Gräueltaten in sich vereinen, sondern 
auch rassistische Deutungs- und Denkmuster 
als Kontinuitäten ineinander verwoben sind. 
Astrid Messerschmidt zufolge ist die heutige 
Gesellschaft in Deutschland sowohl als post-
kolonial als auch als postnationalsozialistisch 
zu beschreiben, weil koloniale Erfahrungen 
und nationalsozialistische Menschen- und 
Weltbilder in ihren „kollektiv geteilten Denk-
mustern“ noch immer mit gegenwärtigen 
Weltbildern verknüpft seien. Sie insistiert da-
her auf eine Bildungspraxis, welche sich zum 
Hinterfragen und Nachdenken eingeübter 
Denkmuster öffnet und sich mit diesen selbst-
reflexiv auseinandersetzt (Messerschmidt 
2021). Diese Muster bildeten nicht nur die 
Grundlage der Verbrechen, die Brown erlei-
den musste, sondern stellen auch den Kern 
einer multidirektionalen Bildungspraxis dar. 
Ein Unterricht, der eine Auseinandersetzung 
mit seinem Stolperstein in Frankfurt am Main 
forciert, beinhaltet folglich eine umfassende 
Kontextualisierung der historischen Rahmen-
bedingungen. Brown wurde letztlich auf-
grund kolonial-rassistischer Denkmuster nach 
Deutschland entführt, wo er später von einem 
Staatsapparat, der von einem rassistisch-anti-
semitischen Regime gesteuert wurde, umge-
bracht wurde. Um diese Verwobenheit für die 
Lerngruppen erkennbar zu machen, können 
folgende Arbeitsaufträge dienlich sein:

Zum Einstieg erscheint es sinnvoll, allge-
mein auf das Stolpersteinprojekt des Künst-
lers Gunter Demnig einzugehen. Dafür sollen 
sich Lernende bewusst werden, was das Pro-
jekt der Stolpersteine beinhaltet und welchen 
Stellenwert dieses in der heutigen Gesell-
schaft einnimmt. Ein Arbeitsauftrag könnte 
folglich heißen: Recherchiert, welches Ziel 
der Künstler Demnig mit der Installation von 
Stolpersteinen verfolgt und welchen Stellen-
wert sein Projekt innerhalb der Gesellschaft 
Europas hat. Anschließend besteht die Mög-
lichkeit, auf die Erinnerung an Brown einzu-
gehen, indem seine Lebensgeschichte mittels 
Materialen von den Lernenden erarbeitet 

Stolperstein für Hagar Martin Brown, Marburger Str. 9, 60487 Frankfurt am Main
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werden kann. Mithilfe dieser didaktischen 
Fragestellungen können sich die Schüler*in-
nen dem Konzept der multidirektionalen Er-
innerung nähern:
1.	 Skizziere die Lebensgeschichte von Hagar 

Martin Brown.
2.	 Analysiert in eurer Kleingruppe die Denk-

muster, die den Verbrechen an Brown 
zugrunde liegen, erörtert dabei Gemein-
samkeiten hinsichtlich der Denk- und Deu-
tungsmuster. 

3.	 Diskutiert im Plenum über die Bedeutung 
der Erinnerungen an die Verbrechen für 
unser heutiges Zusammenleben.

Durch die Aufarbeitung der Biografie Browns 
kann eine facettenreiche Analyse von rassisti-
schen Denkmustern als Kontinuitätslinie evo-
ziert werden und somit das rassismuskritische 
Denken von Lernenden stärken.

Eine weitere Möglichkeit, die von Mess-
erschmidt geforderte Auseinandersetzung 
in die Bildungsarbeit zu implementieren, 
bietet die Einbettung des Films „Sonny Boy”. 
Der Film aus dem Jahr 2011 thematisiert das 
Leben Waldemar Nods aus der niederländi-
schen Kolonie Surinam. Nachdem er während 
seines Studiums in den Niederlanden mit ras-
sistischen Anfeindungen konfrontiert wurde 
und seine Frau Rika kennenlernte, versteckte 
er gemeinsam mit ihr während des Zweiten 
Weltkriegs jüdische Menschen und Deser-
teure in seiner Pension. In dieser Zeit bekam 
seine Frau Rika ein Kind mit ihm, dem sie den 
Spitznamen „Sonny Boy” gaben. Durch De-
nunziation wurden er und seine Frau in Kon-
zentrationslager deportiert (NDR 2022). Rika 
starb im Konzentrationslager Ravensbrück 
und Waldemar wurde im Zuge der Räumung 
des Konzentrationslagers Neuengamme bei 
der Bombardierung der Cap Arcona in der Lü-
becker Bucht ermordet (Gedenkstätte Neuen
gamme o.J.)

Anhand von Filmauszügen können die 
Schüler*innen sich analytisch mit folgenden 
Fragen arbeitsteilig auseinandersetzen: 

1.	 Skizziere die Ungerechtigkeiten und Ver-
brechen, die Waldemar Nods in seinem 
Leben erfahren musste. 

2.	 Stelle dar, inwiefern sich der Umgang der 
nationalsozialistischen Gesellschaft im Hin-
blick auf Rita und Waldemar unterschied 

und überlege, an welchen Denkmustern/ 
Ideologien das lag.

3.	 Diskutiere die Bedeutung der Erinnerun-
gen an die Verbrechen für unser heutiges 
Zusammenleben.

Durch die Aufarbeitung des Filminhaltes kön-
nen auch hier die Verwobenheiten zwischen 
kolonialen bzw. rassistischen, antisemiti-
schen und misogynen Denkmustern durch-
drungen und analysiert werden. Als weite-
rer didaktischer Baustein kann mithilfe der 
asynchronen Form von Multidirektionalität 
der Aktualitätsbezug einbezogen werden.

2021 betonten Michael Rothberg und Jür-
gen Zimmerer in einem gemeinsamen Beitrag, 
dass eine singuläre Betrachtung der national-
sozialistischen Verbrechen den Blick auf ideo-
logische Ursprünge verstellt und somit die 
ethische Funktion des „Nie wieder“ verfehlt 
wird, da sich einzigartige Verbrechen nicht 
wiederholen können. Des Weiteren würde 
es rechten Regierungen in Europa durch feh-
lende Reflexion und mithilfe des Verweises 
auf die deutsche Schuld ermöglicht, Natio-
nalismus weiter auszubauen. Uns erscheint 
daher, auch mit Blick auf die gegenwärtige 
politische Lage in Deutschland, ein Überden-
ken der gegenwärtigen Vermittlungspraxis 
unausweichlich: “Der einzige Weg nach vorn 
ist der der Verstrickung von Erinnerungen” 
(Rothberg 2021, S. 358).
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 Abbildung 1: Textbeispiel, entnommen aus „Genial! Geschichte 4“ (2021, S. 177)

Maida Schuller 

‚Kulturkreise‘ in Schulbüchern – postkoloniale Impulse für 
die Politische Bildung

Schulbücher prägen den Alltag österreichischer 
Unterrichtssituationen maßgeblich und gelten 
dabei auch als heimlicher Lehrplan (vgl. Mar-
kom/Üllen 2016). Seit einigen Jahren rücken 
die Darstellung nicht-europäischer Nationen, 
der Kolonialismus und sein Erbe sowie globale 

Verhältnisse in Schulbüchern in den Fokus wis-
senschaftlicher Untersuchungen, wobei hier 
in der Analyse nur vordergründig postkolo-
niale Perspektiven eingenommen werden (vgl. 
Markom/Weinhäupl 2007; Aping et al. 2022). 
Postkoloniale Analysen von Büchern zu Ge-
schichte, Politischer Bildung und Sozialkunde 
sowie Geografie und Wirtschaftskunde kon-
zentrieren sich vordergründig auf die Darstel-
lung des afrikanischen Kontinents (vgl. Mac-
gilchrist 2011; Marmer/Sow 2015; Aping et 
al. 2022), der vorliegende Beitrag wendet sich 
hiervon ab und wendet sich der Darstellung 
von Kultur zu. Ziel ist es, die Denkweisen, die 
sich durch Schulbücher ziehen, herauszuarbei-
ten, anhand ausgewählter Beispiele zu illustrie-
ren sowie mithilfe einer „postkolonialen Linse“ 
einen Perspektivenwechsel anzuregen und Im-

pulse für die Politische Bildung zu geben. Die 
Analyse wurde mit der Grob- und Feinanalyse 
von Markom und Weinhäupl (2007) durchge-
führt, Analysegegenstand ist das von Christine 
Baumgartner-Lemberger erstellte Schulbuch 
„Genial! Geschichte 4. Sozialkunde, Politische 
Bildung mit CORONA-Special“, das 2021 in 
seiner 10. Auflage im Verlag „Bildungsverlag 
Lemberger“ erschien. 

„Sich anpassen – oder nicht?“
Das ausgewählte Textbeispiel ist im Kapitel 
4 „Staaten, Mächte und politische Kräfte“ 
Unterkapitel 4.7 „Fluchtbewegungen und Mi-
gration“ zu finden (s. Abb. 1).

Das ausgewählte Beispiel kann Ausgang 
für verschiedene Analyseschwerpunkte sein – 
schon zu Beginn mit der Frage, wen die Schul-
buchautorin mit „Migrantinnen oder Migran-
ten“ meint. Der Ausgangspunkt der Analyse 
konzentriert sich jedoch auf folgenden Satz: 
„Das Aufeinanderprallen unterschiedlicher Le-
bensweisen, Kulturen und Einstellungen führt 
daher immer wieder zu Konflikten“ (Baumgart-
ner-Lemberger 2021, S. 175). Das Aufeinander-
prallen von Lebensweisen, Kulturen und Ein-
stellungen kann ins Englische mit „clash of life-
styles, civilizations1 and attitudes“ übersetzt 
werden. Der “Clash of Civilizations”/„Kultur-
kampf“ ist dabei keine zufällig gewählte Phrase, 
sondern vermittelt ein vom US-amerikanischen 
Politikwissenschaftler Samuel P. Huntington 
popularisiertes Konzept. Wie im ausgewählten 
Beispiel findet das Kulturkampf-Konzept heut-

zutage vor allem in Diskursen über Migration 
Verwendung (vgl. Foroutan 2013, S. 87). Die 
Kernaussagen von „Clash of Civilizations“ wer-
den im Folgenden kurz vorgestellt. 

Was ist „der Kampf der Kulturen“?
„The Clash of Civilizations?“ erschien 1993 in 
„Foreign Affairs“ und wurde 1996 von Hun-
tington im Buch „The Clash of Civilizations 
and the Remaking of World Order“ ausgear-
beitet. Huntington stellt darin die These auf, 
dass Konflikte nach Ende des Kalten Kriegs 
nicht mehr aufgrund ideologischer oder 
wirtschaftlicher Linien stattfinden (werden), 
sondern „kulturelle Verschiedenheit“ im Mit-
telpunkt steht:

„It is my hypothesis that the fundamental 
source of conflict in this new world will not be 
primarily ideological or primarily economic. 
The great divisions among humankind and 
the dominating source of conflict will be cul-
tural. Nation states will remain the most pow-
erful actors in world affairs, but the principal 
conflicts of global politics will occur between 
nations and groups of different civilizations.” 
(Huntington 1993, S. 3).
Huntington teilt die Welt dafür in acht bzw. 
neun „Kulturkreise“ ein: der westliche, japa-
nische, indische, chinesische, buddhistische, 
islamische, orthodoxe, lateinamerikanische, 
und afrikanische (wobei er nicht sicher war, 
ob die „afrikanische Kultur“ eine einheitliche 
Kultur darstellt) (vgl. ebd., S. 5, Abb. 2).

Maida Schuller arbeitet als 
Universitätsassistentin im 
Arbeitsbereich „Didaktik der 
politischen Bildung“ an der 
Universität Wien.
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Die Konfliktlinien, die Huntington aufgrund 
der „kulturellen Andersartigkeit“ diagnosti-
ziert, verortet er auf verschiedenen Ebenen: 
Auf der Makroebene entstehen die Konflikte 
zwischen Nationen und geografischen He-
misphären, welche die Kontrolle über öko-
nomische, militärische Ressourcen und inter-
nationale Institutionen beinhalten. Konflikte 
auf der Mikroebene sieht Huntington vor-
dergründig zwischen lokalen Gesellschaften 
in Bezug auf die Herrschaft von Territorien, 
Menschen, Macht und einer hegemonialen 
Gruppenidentität (vgl. ebd.; Vahsen & Mane 
2010, S: 56).

Die schärfste Konfliktlinie besteht in Hun-
tingtons (konstruierter) Dichotomie von „Is-
lam“ und „Westen“ – dieser Konfliktlinie folgt 
auch die Schulbuchautorin. Ein Punkt der 
„Beiträge zur Integration“ erwähnt explizit 
„islamische Konzepte“ („Aufgabe islamischer 
Konzepte wie Dchihad und Scharia“, ebd. 
2021, S. 175). Durch diese explizite Erwäh-
nung entsteht der Eindruck, dass auch die 
anderen „Beiträge zur Integration“ von der 
Schulbuchautorin implizit vor allem von Per-
sonen gefordert wird, die sie der „islamischen 
Kultur“ zuweist. Allgemein ist anzumerken, 
dass die Schulbuchautorin antimuslimischen 
Rassismus an mehreren Stellen reproduziert 

 Abbildung 2: Kulturkreise nach Huntington (1996, S. 26); Karte CC BY-SA 3.0, Clash of Civilizations map;  
https://commons.wikimedia.org/wiki/File:Clash_of_Civilizations_map.png. Die Beschriftung erfolgte durch die Redaktion.

(vgl. ebd.: Abbildung 3, S. 85, 146, 157, 165, 
170f). Unter anderem widmet sie im Kapitel 
„Was gefährdet den Weltfrieden“ mehrere 
Seiten dem Islam (s. Abb. 3).

„Kulturkämpfe“ folgen zudem einem „Inte
grationsimperativ“ – ein Zusammenleben sei 
vor allem möglich, wenn Personen ihre „ur-
sprüngliche Kultur“ ablegen und sich für „die 
Mehrheitskultur“ entscheiden würden (vgl. Fo-
routan 2013). Auch diese Denkweise lässt sich 
in „Genial! Geschichte 4“ finden (vgl. Abb. 4).

Der „Kampf der Kulturen“ wurde von Sei-
ten postkolonialer Theoretiker*innen bereits 
kurz nach Erscheinung vielfach kritisiert. Der 
palästinensische Literaturtheoretiker und 
(Mit)Begründer der Postcolonial Studies, Ed-
ward Said, merkt an, dass Huntington Kul-
turen als unterkomplex und in-sich-geschlos-
sene Blöcke versteht, die unveränderlich und 
nach außen dicht seien. Das „Aufeinander-
prallen“ könne nicht in einem Austausch und 
Teilhabe zwischen „den Kulturen“ münden, 
sondern ausschließlich in Konflikten. Auch sei 
Huntingtons Kategorisierung von Kultur in-
konsequent, er spreche einerseits von Einhei-
ten im Zuge ökonomischer Interessen („der 
Westen“ vorrangig gemeint als Nordamerika, 
Europa und Australien), gleichzeitig nehme 
er Einteilungen im Zuge geografischer Regio-

nen (die „lateinamerikanische Kultur“) und 
religiöser Merkmale (die „islamische Kultur“) 
vor (Said 2001). Ebenso fordert Huntington, 
indem er der „westlichen Kultur“ in den letz-
ten Jahrzehnten eine Schwächung diagnosti-
ziert, ein Wiedererstarken des westlichen Im-
perialismus gegen den „Aufstieg des Islams“ 
(Huntington 1996, S. 216). Huntington aka-
demisierte mit seiner Theorie Diskurse wei-
ter, die islamische Glaubensrichtungen und 
Zugehörige bzw. Zugeordnete rassifiziert, 
naturalisiert und homogenisiert, um dem Is-
lam schlussendlich eine Unvereinbarkeit mit 
„westlichen Werten“ zu diagnostizieren.

Kultur als soziale Praxis und Hybridität 
statt Angst vor dem Clash der Kulturen
Welche Konzepte kann eine postkoloniale Be-
trachtungsweise anbieten, um dem verbrei-
teten Denken des „Kulturkampfs“ etwas ent-
gegenzusetzen? Der aus Indien stammende 
Literaturkritiker und postkoloniale Theoretiker 
Homi K. Bhabha hatte bereits vor dem Ent-
stehen des „Kulturkampfs“ nach Huntington 
eine Antwort parat – das Konzept der „Hybri-
ditiät“. Anstatt von kolonisierten, migrierten 
bzw. migrantisierten Menschen „Integration“ 
und Assimilation an eine konstruierte „Leitkul-
tur“ vorauszusetzen, um Konflikte zu vermei-
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 Abbildung 3: Textbeispiel, entnommen aus „Genial! Geschichte 4“ (2021: 164)

 Abbildung 4: Textbeispiel, entnommen aus „Genial! Geschichte 4“ (2021: 176)

den, kann Hybridität herangezogen werden, 
um der Komplexität von Kultur, Mehrfachzu-
gehörigkeit und Identität gerecht zu werden. 

Bhabha wendet sich für die Konzipierung 
von „Hybridität“ von einem Kulturverständnis 
ab, das Kultur als verdinglichte und in-sich-ge-
schlossene Eigenschaft sieht, die in bestimmte 
Nationen oder Bevölkerungsgruppen einge-
schrieben ist. Kultur wird so zu einer mehr-
dimensionalen sozialen Beziehung und Praxis, 
die durch historische sowie gegenwärtige 
Erfahrungen wie der Versklavung oder dem 
Kolonialismus, aber auch durch Migration 
und Handel, entstanden und beeinflusst wird. 
„Diese Beziehungen sind [zudem] mehrdimen-
sional, aus verschiedenen lokalen, regionalen 
und nationalen Perspektiven erhalten sie 
unterschiedliche Bedeutungen“ (Erel 2004,  
S. 37f.). Ausgehend von diesem Verständnis 
von Kultur kann Hybridität verortet werden. 
Hybridität soll ebenfalls als ein Prozess ver-
standen werden – innerhalb von Gruppen 
oder Gesellschaften werden kulturelle Formen 
verschieden interpretiert, weshalb sie sich „in 
einem ständigen Prozess des Wandels […]“ 
(ebd., S. 38) befinden. Hybride Subjekte ste-
hen also nicht „zwischen den Kulturen“, Kultur 
wird von den hybriden Subjekten als soziale 
Praxis angeeignet, ausverhandelt und zu et-
was Neuem gemacht, welches sich wiederum 
im ständigen Wandel befindet. Hybride Sub-
jekte würden somit „nicht zwischen“ sondern 
auf „allen Stühlen sitzen.“ (Otyakmaz 1995 
zit. n. Erel 2004, S. 36)

Hybridität konzentriert sich also einer-
seits auf Subjekte, die von Migration, Kolo-

nialismus, Migrantisierung oder Prozessen 
des otherings betroffen sind (vgl. Mecheril 
2001), sie ist jedoch auch Aushandlungspro-
zess in einer Gesellschaft und „verunreinigt 
die Leitkultur“ (vgl. Foroutan 2013, S. 86). 
Das Aufeinanderwirken verschiedener kultu-
reller Einflüsse ist somit konstitutiv für eine 
Gesellschaft und ihre Menschen (vgl. Goma-
rasca 2013). 

Das besprochene Beispiel macht deutlich, 
dass Schulbücher zu Geschichte, Sozialkunde 
und Politischer Bildung keinesfalls ideologie-
frei sind, sondern von Individuen verfasst 
werden, die – bewusst oder unbewusst – 
hegemonial-koloniale Machtverhältnisse re-
produzieren und diese an Lehrpersonen und 
Schüler*innen herantragen. Das Anlegen 
einer „postkolonialen Linse“ kann hilfreich 
sein, diese bestehenden Machtverhältnisse in 
den Blick zu nehmen, zu analysieren und eine 
Perspektivenumkehrung vorzunehmen.

Im Folgenden werden Übungen und Bei-
spiele vorgeschlagen, um für Schüler*innen 
einen Raum zu schaffen, in dem sie die be-
stehenden Machtverhältnisse, die hinter der 
vereinfachten Darstellung von Kultur, Identi-
tät und Zugehörigkeit liegen, hinterfragen 
und eigenständig bearbeiten können: 

Didaktische Impulse zum Hinterfragen 
von „Kulturkreisen“ und dahinter-
stehenden Machtkonstellationen im 
Politikunterricht
•	 (Ältere) Schüler*innen lesen den Absatz 

„Sich anpassen – oder nicht?“ und be-
sprechen diesen zu zweit, anschließend 

in einer Vierergruppe. Folgende Fragen 
können besprochen werden: 
–	 Wie werden Migrant*innen/Migration 

dargestellt? Wer ist damit gemeint? 
–	 Welches Bild von Kultur(en) wird ver-

mittelt? Welche Konzepte können 
hinter einem „Aufeinanderprallen ver-
schiedener Kulturen“ stehen?

•	 Denkexperiment: Hat man als Wiener 
Schüler*in nicht vielleicht mehr Ähnlichkeit 
im Alltag mit Schüler*innen in Lagos (Ni-
geria), als mit eine*r Landwirt*in in Tirol? 
Welche Ähnlichkeiten könnten diese sein?

•	 Welche Menschen und Dinge prägen 
heute die österreichische Kultur bzw. ha-
ben diese geprägt? Zum Beispiel Bilder-
buch, Schnitzel, Mozart, Kebab, TikTok, 
RAF Camora, Angelo Soliman, …? Reprä-
sentieren all diese Aspekte und Persönlich-
keiten einen „westlichen Kulturkreis“?

•	 In einem weiteren Schritt können Schü-
ler*innen nach einem Besprechen des 
Kulturkampf-Konzepts die verschiedenen 
„Kulturkreise“ in ihre Kategorien einteilen, 
um anschließend folgende Aspekte zu be-
trachten (vgl. Abb. 5): 
–	 Nach welchen „Kulturmerkmalen“ teilt 

Huntington die Welt ein?
–	 Weshalb ist „der Westen“ „einzigartig 

und alleinstehend?“ Wie entwickelte 
sich und welche Bedeutung hat dieses 
Alleinstellungsmerkmal für den heuti-
gen Kontext? Antworten darauf lassen 
sich bei Stuart Hall (1992, S. 189) fin-
den: „The so-called uniqueness of the 
West was, in part, produced by Euro-
pe’s contact and self-comparison with 
other, non-western, societies (the Rest) 
(…) It is within the context of these re-
lationships that the idea of ‘the West’ 
took on shape and meaning.” Die aus-
gewählten Zitate sollen die Entstehung 
des „Diskurs des Westens“ verdeut-
lichen, der nicht nur innerhalb seiner 
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us about a disorderly reality. 04.10.2001. https://
www.thenation.com/article/archive/clash-igno-
rance/ [Zugriff 03.03.2023].

Schwarz, Th. (2015): Hybridität. Ein begriffsge-
schichtlicher Aufriss. In: Zeitschrift für interkultu-
relle Germanistik, 6(1), S. 163 – 180. https://doi.
org/10.14361/zig-2015-0112.

Statistik Austria (2022): Mehr als ein Viertel der öster-
reichischen Gesamtbevölkerung hat Migrations-
hintergrund. Statistisches Jahrbuch Migration & 
Integration 2022. 

Üllen, S./Markom, Ch. (2016): Memories of Migra-
tion(s) in School. In: Journal for Educational Re-
search Online 8(3), S. 122 – 141.

Vahse, F./Mane, G. (2010): Gesellschaftliche Umbrü-
che und Soziale Arbeit. Wiesbaden.

Wörmann, L. (2021): Diskriminierende Kontinuitä-
ten? Eine Qualitative Inhaltsanalyse der Islam-
darstellungen deutscher Schulbücher. k:ON – 
Kölner Online Journal für Lehrer*innenbildung 
4(2), S. 314 – 340. https://doi.org/10.18716/ojs/
kON/2021.2.16.

Gesellschaften gebildet wurde, son-
dern eng im Zusammenhang mit der 
Kolonialisierung und dem „Diskurs des 
Rests“ steht: „The West and the Rest 
became two sides of a single coin.“ 
(ebd.)

Mithilfe dieser Übungen werden nicht nur 
vereinfachte Kulturmodelle hinterfragt, Schü-
ler*innen können in einem ersten Schritt die 
dahinterstehenden, kolonialen Machtverhält-
nisse erarbeiten, in der die Selbsterzählungen 
des Westen begründet wurden. 

Anmerkung
1	 Die englische Übersetzung von ,civilizations‘ zu 

‚Kultur‘ ist den unterschiedlichen Bedeutungen 
im deutschsprachigen Raum geschuldet. Während 
‚Zivilisation‘ im Deutschen die mechanische, tech-
nische und materielle Sphäre betont, geht es bei 
‚Kultur‘ um Werte, Ideale sowie um Kunst (vgl. 
Vahsen & Mane 2010: 53; Huntington 1996: 51).

Literatur
Aping, S./Klein, G./Maraszto, A./Markom, Ch./ 

Schuller, M./Steinbauer-Holzer, A. (2022): Narrati-
ve und Repräsentationen von Afrika in aktuellen 
österreichischen Schulbüchern. In: Stichproben. 
Wiener Zeitschrift für kritische Afrikastudien / 
Vienna Journal of African Studies 43(2), S. 63 – 92. 
doi: 10.25365/phaidra.367_05

Baumgartner-Lemberger, Ch. (2021): Genial! Ge-
schichte 4. Sozialkunde, Politische Bildung. Mit 
Corona-Special. Wien.

Erel, U. (2015): Paradigmen kultureller Differenz und 
Hybridität. In: Sökefeld, M. (Hg.): Jenseits des Para-
digmas kultureller Differenz. Bielefeld, S. 35 – 52. 
doi: 10.1515/9783839402290-003.

Foroutan, N. (2013): Hybride Identitäten. Normali-
sierung, Konfliktfaktor und Ressource in postmi-
grantischen Gesellschaften. In: Brinkemann, U./
Uslucan, H.-H. (Hg.): Dabeisein und Dazugehören. 
Integration in Deutschland. Wiesbaden, S. 85 – 99. 
doi:10.1007/978-3-531-19010-5_5.

Gomarasca, P. (2013): Multiculturalism or hybridisa-
tion? Cultural mixing and politics. In: Diversities. 
15(2), S. 66 – 80.

Hall, S. (2018): The West and the Rest: Discourse and 
Power. In: Hall. S.: Essential Essays, Volume 2: Iden-
tity and Diaspora. Durham, S. 141 – 184. https://
doi.org/10.1215/9781478002710-009

Huntington, S. P. (1993): The Clash of Civilizations? 
In: Foreign Affairs, Council on Foreign Relations, 
Bd. 72(3), S. 22 – 50, doi: 10.2307/20045621.

Huntington, Samuel P. (1996): The clash of civilizati-
ons and the remaking of world order. New York.

Macgilchrist, F. (2011): Schulbücher und Postkolonialis-
mus: Die Praxis der Schulbuchentwicklung. In: Kers-
ting, Ph./Hoffman, K. W. (Hg.): AfrikaSpiegelBilder. 
Reflexionen europäischer Afrikabilder in Wissen-
schaft, Schule und Alltag. Mainzer Kontaktstudium 
Geografie, Bd. 12, S. 29 – 35. 

Markom, Ch./Weinhäupl, H. (2007): Die Anderen im 
Schulbuch. Rassismen, Exotismen, Sexismen und 
Antisemitismus in österreichischen Schulbüchern. 
Wien. 

Marmer, E./Sow, P./Ziai, A. (2015): Der „versteckte“ 
Rassismus. Afrika im Schulbuch. In: Marmer, E./Sow, 
P. (Hg.): Wie Rassismus aus Schulbüchern spricht. 
Kritische Auseinandersetzung mit „Afrika“-bildern 
und Schwarz-Weiß-Konstruktionen in der Schule. 
Ursache, Auswirkungen und Handlungsansätze für 
eine pädagogische Praxis. Weinheim, S. 110 – 129.

Mecheril, P. (2001): Pädagogiken natio-kultureller 
Mehrfachzugehörigkeit. Vom „Kulturkonflikt“ zur 
„Hybridität“. In: Diskurs 10 (2), S. 41 – 48. https://
doi.org/10.25656/01:10795

Said, E. W. (2001): The Clash of Ignorance. Labels 
like “Islam” and “the West” serve only to confuse 

Ideologisch 
Historisch Geografisch Religiös

Der Westen
„einzigartig“ 

& 

„alleinstehend“

Japanisch
Orthodox

Lateinamerikanisch

Chinesisch Buddhistisch

Indisch
Islamisch

(Afrikanisch)

DER WESTEN UND DER REST

 Abbildung 5: Kulturkreise – mögliche Einteilung nach Samuel P. Huntington (1993)
Konzipierung des Übungsbeispiels 3, eigene Darstellung
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POLIS: Was sind die zentralen Erkenntnisse 
Ihrer Studie (insbesondere bezogen auf post-
koloniale und rassismuskritische Aspekte)?

MERAL EL: Die Analyse zeigt, dass sich in fast 
allen untersuchten Schulbüchern implizit oder 
explizit antisemitische, rassistische, sinti- und 
romafeindliche, frauen- und queerfeindliche 
Inhalte und Abbildungen finden. Ansätze da-
für, Gesellschaft und gesellschaftliche Diskurse 
diskriminierungssensibel sowohl in Geschichte 
als auch in Gegenwart darzustellen, bleiben 
punktuell. Wie in allen Bereichen der Gesell-
schaft, sehen wir auch in den Schulbüchern 
eine weiß-eurozentristische Wissensbildung 
und Wissensproduktion. 

LENA PRÖTZEL: Entlang von Beispielen und 
Gegenfragen wird so aufgezeigt, auf welchen 
subtilen Ebenen Nicht-Zugehörigkeit, rassisti-
sche, antisemitische und diskriminierende 
Differenzkonstruktionen und Bedeutungszu-
sammenhänge fortgeschrieben werden. Dies 
bezieht sich nicht alleinig auf die exemplarisch 
untersuchten Schulbücher für den Bereich Ge-
sellschaft und Politik, sondern thematisiert, 
wie Ausschlüsse in der Wissensproduktion in 
Bildungs- und Schulkontexten stattfinden. 

POLIS: Folgt aus Ihrer Studie die Forderung der 
Überarbeitung der Schulbücher oder braucht 

es eine grundlegende Neukonzeption? Warum 
reicht möglicherweise eine Überarbeitung der 
gegenwärtigen Schulbücher nicht aus? 

LENA PRÖTZEL: Wenn nur bestimmte Kapitel 
in einem Schulbuch z. B. rassismuskritische As-
pekte berücksichtigen, dann zieht sich die sub-
tile Andersmachung und Hierarchisierung von 
Wissen noch wirkmächtiger durch die anderen 
Kapitel, wo man den Ausschluss gar nicht the-
matisch vermutet. In der Studie wird die Re-
produktion und Tradierung von Nicht-Wissen 
zu marginalisierten Comunities sichtbar ge-
macht. Eine Neukonzeption hieße im Idealfall 
ja nicht nur differenziertere, mehrperspektivi-
sche Zugänge zu Inhalten zu schaffen, sondern 
Personen mit dieser Expertise in die Redaktion 
zu holen und Zeit für die Rückkopplung und 
Co-Erstellung mit der Zielgruppe selbst zu 
schaffen, also durchgehend auch eine adultis-
muskritische Perspektive mitzudenken.

MERAL EL: Es braucht grundlegende Verän-
derungen. Wer produziert Wissen? Welches 
Wissen? Mit welchem Ziel? Der Status Quo im 
Bereich Bildung ist ein großes Problem. Natio-
nalstaatsbildung, der Gedanke von Europa als 
demokratisches Zentrum, die Aufarbeitung 
von bspw. Kolonialismus oder dem National-
sozialismus sind eine Kontinuität der Stabilisie-
rung des weißen Subjekts und Kontinents. Aus 
dekolonialer Perspektive stellen sich die Fra-
gen: Wer spricht über wen? Wessen Geschich-
ten werden erzählt? Wessen Geschichten feh-
len? Welche Perspektiven sind vorhanden und 
welche nicht? Welche Wirkung haben diese 
Auslassungen? Wissensbildung im Bereich 
Schule ist weiterhin geprägt von einem implizit 
strukturierendem weißen Subjekt/Kontinent, 
das die restliche Welt zu zivilisieren scheint. 

POLIS: Gibt es Beispiele von Bildungsmateria-
lien, wie es auch anders geht? 

LENA PRÖTZEL: Das von Saraya Gomis erstellte 
Themenheft „Politik postkolonial“ (Wochen-

schau Verlag, 2021/3) für die Sekundarstufe 
II ist für mich ein gutes Beispiel, welche in-
haltlichen und ästhetischen Zugänge möglich 
sind: Definitionen und Bilder sind zeitgemäß, 
Aufgabenstellungen sind wertschätzend und 
neugierig formuliert. Aufgabenstellungen, 
die so formuliert sind, dass kein Othering 
stattfindet, dass marginalisierte Erfahrun-
gen nicht zum Lerngegenstand werden. Und 
Ambiguität und Kontroversen werden nicht 
durch eine neutral anmutende Pro- und Kon-
traisierung von Meinungen herausgearbeitet, 
sondern der Zielgruppe wird ein macht- und 
medienkritische Analyserahmen mitgegeben. 
So wird etwa epistemische Gewalt im Kontext 
der Berichterstattung zu Afghanistan anhand 
von Social Media Posts thematisiert.

POLIS: Wie sollten aus Ihrer Sicht Schulbücher 
erstellt werden und gestaltet sein, die rassis-
muskritische und dekoloniale Kritiken berück-
sichtigen?

MERAL EL: Die Erstellung von Schulbüchern 
bzw. Bildungsmedien sollte raus aus den Ver-
lagen und homogenen Redaktionen. Stattdes-
sen sollten sie in den Schulen vor Ort, mit Schü-
ler:innen, Verlagen, je nach Themenbereich Ex-
pert:innen (vor allem aus den diskriminierten 
und unsichtbar gemachten Communities) und 
Lehrkräften zusammen erstellt werden. 
� Das Interview führte Malte Kleinschmidt

Meral El verfasste 2023 folgende Publika-
tion für die Landeszentrale für politische 
Bildung Bremen: Diskriminierungskritische 
Analyse von Schulbüchern im Land Bre-
men. Exemplarische Begutachtung, online 
abrufbar: https://www.landeszentrale-
bremen.de/assets/
Uploads/Schulbuch-
studie-web-barriere-
frei3.pdf.

„Es braucht grundlegende Veränderungen“. Ein Interview zu  
einer diskriminierungskritischen Schulbuchanalyse aus Bremen
POLIS-Interview mit Lena Prötzel und Meral El

Meral El ist Kulturwissen-
schaftlerin und forscht und 
arbeitet zu den Themen Ras-
sismus, Diskriminierung, Deko-
lonialismus, Intersektionalität 
und soziale Bewegungen.

Lena Prötzel arbeitet als Refe-
rentin bei der Landeszentrale 
für politische Bildung Bremen. 

Dieser Beiträge sind digital auffindbar unter: DOI https://doi.org/10.46499/2243.2831 
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DVPB aktuell
Impuls
Termine
Personen 
Berichte

Deutschland ist Zuwanderungsland
Laut Erhebungen des Statistischen Bundes-
amts aus dem Jahr 2021 haben fast ein Drittel 
der in Deutschland lebenden Personen einen 
Migrationsbezug. Das bedeutet für die ge-
genwärtige Realität von Bildungsarbeit, dass 
Themen wie Rassismus, Diskriminierungssen-
sibilität und postkoloniale Ansätze unweiger-
lich in den Fokus von Lernangeboten rücken, 
da diese das gesellschaftliche und politische 
Miteinander immer mehr prägen und beein-
flussen. Folglich verzeichnet der Bereich der 
rassismuskritischen Bildungsarbeit insbeson-
dere seit dem Jahr 2021, in dem durch bun-
desweite Proteste im Zusammenhang mit 
#blacklivesmatter auch das Thema der Ras-
sismusbekämpfung immer mehr auf die bun-
des- und landespolitische Agenda gelangte, 
eine Interessenszunahme. Critical Whiteness 
Ansätze, die Idee von sogenannten „safer 
spaces“ und die Bemühungen in Richtung 
diskriminierungssensibler Sprache implemen-
tieren sich fortschreitend in den Diskurs poli-
tischer Bildungsarbeit.

Zugleich ist es in immer diverser werden-
den Gesellschaften notwendig, intersektional 
zu arbeiten. Nur indem verschiedene Diskri-
minierungsformen und ihre Überlappungen 

im Alltag bestimmter Personengruppen er-
kennbar gemacht werden, kann überhaupt 
erst der Diskurs über die Notwendigkeit von 
Rassismus- und Diskriminierungssensibilität 
angestoßen werden.

Auch wenn die Bundesrepublik Deutsch-
land empirisch ein von Migration geprägtes 
Land ist, ist diese Feststellung nicht mit der 
Existenz einer egalitären Gesellschaft gleich-
zusetzen. Weiterhin bestehen strukturelle 
Hürden, die BIPoC* (Black, Indigenous, Peo-
ple of Colour), Deutsche mit Migrationsge-
schichte, Geflüchtete, Zugewanderte, Staa-
tenlose, Papierlose und weitere Personen-
gruppen daran hindern, vollwertiges Mitglied 
unserer Gesellschaft zu sein, inklusive einer 
Garantie der bedingungslosen Einhaltung 
ihrer Grundrechte. Für einen signifikanten 
Anteil der genannten Personengruppen ist 
die Beschneidung ihres Rechts auf Diskrimi-
nierungsfreiheit nach Artikel 3 Absatz 3 des 
Grundgesetzes eine gegenwärtige Alltags-
erfahrung, die strukturell verankert ist. Bun-
des- und landesweite Maßnahmen, wie der 
Aktionsplan gegen Rechtsextremismus der 
Bundesregierung und das Vorhaben eines 
Landesaktionsplanes gegen Rassismus in Nie-
dersachsen, sehen entsprechende Bildungs- 

und Aufklärungsangebote im Bereich Anti-
Rassismus und Sensibilisierung als essenziell 
zur Umsetzung politischer Zielsetzungen.

Somit ist die politische Bildung grundle-
gend zur Implementierung genannter poli-

cies und ermöglicht Zugang zu einer dringend 
notwendigen gesamtgesellschaftlichen Refle-

IMPULS
Perspektiven und Chancen politischer Bildungsarbeit in 
Zuwanderungsgesellschaften
von Innawa Bouba 

Innawa Bouba arbeitet als 
Bildungsreferentin zu den 
Themen dekoloniale Klima-
gerechtigkeit, Rassismuskritik, 
Intersektionalität und Jugend-
beteiligung.
Als angehende Politikwis-
senschaftlerin engagiert sie 
sich im Vorstand des Dach-
verbandes Generation Post-
migration e.V. und leitet das 
BIPoC* Klimakollektiv Colors 
of Climate.
Zudem arbeitet sie als Mo-
deratorin und ist in verschie-
denen kommunalpolitischen 
Prozessen als Expertin invol-
viert, wie dem WIR 2.0 Pro-
zess der Stadt Hannover und 
der Initiative Jugendparlament 
für Hannover.
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xion existierender Rassismen und der Fortfüh-
rung kolonialer Strukturen.

Einerseits kann durch niedrigschwellige 
Bildungsangebote, wie zum Beispiel durch 
Workshopformate, ein verbessertes Ver-
ständnis über die Mechanismen von Rassis-
mus als gesellschaftliches Konstrukt erzielt 
werden. Wissenschaftlich formulierte und 
somit weniger zugängliche Theorien zur 
Funktionsweise des Rassismus werden auf 
verständliche Art und Weise durch interaktive 
Formate vermittelt. Andererseits kann sich in 
einem gemeinsamen Raum über divergente 
oder sich überschneidende Lebenserfahrun-
gen ausgetauscht werden, im Sinne eines 
Empowerments (Ermächtigung) und Schutz-
raums für marginalisierte Personengruppen. 
Beides deutet darauf hin, dass politische Bil-
dungsangebote Mittel zur Bewältigung struk-
turell verankerter Problematiken im gesamt-
gesellschaftlichen Kontext sind.

Ein Blick auf Erfahrungsberichte von Bil-
dungsreferent*innen, die zum Thema Rassis-
mus und Diskriminierung an Schulen und Uni-
versitäten arbeiten, verweist darauf, dass die 
nachhaltige Implementierung jener Formate 
als essenziell empfunden wird, um Rassismus-
kritik nachhaltig im kollektiven Denken zu 
implementieren. Besonders Jugendliche und 
junge Erwachsene, die durch soziale Medien 
wie Instagram und Twitter einen vereinfach-
ten Informationszugang erhalten, haben oft 
in Bezug auf diskriminierungssensible Spra-
che ein Vorwissen, von dem im gemeinsamen 
Workshopraum profitiert werden kann.

Somit lässt sich politische Bildungs-
arbeit auch als Katalysator und Vorreiter 
für gesellschaftliche Wandlungsprozesse 
verstehen.

Die Konfrontation mit der Wirkungsweise 
von Rassismus und der eigenen Privilegierung 
ist dahingehend der Grundsatz von Critical 
Whiteness Ansätzen. Im Gegenzug ist die 
Auseinandersetzung mit dem Einfluss eige-
ner Rassismuserfahrungen auf Glaubenssätze 
und dem eigenen Selbstbild, Bestandteil von 
Empowerment-Formaten für von Rassismus 
betroffene Personen.

Folglich werden im Rahmen anti-rassis-
tischer Bildungsarbeit Grundmechanismen 
und konstruierte Differenzkategorien des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens offenge-
legt, mit dem Anspruch, diese fortschreitend 
zu dekonstruieren. Gleichzeitig gilt zu beach-

ten, dass Bildungsarbeit in diesem Themen-
feld als Impuls und akute Maßnahme betrach-
tet werden kann, ohne Anspruch auf unmit-
telbare Bewältigung historisch gewachsener 
Ungleichheiten. Die inkrementelle Bewälti-
gung von Rassismus und Diskriminierung als 
kollektiver Missstand kann als übergeordnete 
Zielsetzung anti-rassistischer Bildungsarbeit 
verstanden werden.

Für eine ganzheitliche Reflexion exis-
tierender Rassismen ist auch die Ausein-
andersetzung mit kolonialer Vergangen-
heit und Gegenwart notwendig.

Folgen der Berliner Konferenz 1884 sind 
bis heute in verschiedensten Facetten unseres 
Alltags ersichtlich und eng an Ursachen für Mi-
gration gebunden. Die Art und Weise, wie wir 
globale Geschehnisse sowie unsere gesamte 
Umwelt wahrnehmen, verrät uns viel über die 
Vielschichtigkeit kolonialer Kontinuitäten im 
kollektiven Denken. Populäre Assoziationen 
von Fortschritt, die globale Verortung von 
„Entwicklungsländern“ und „Industrienatio-
nen“ sowie der überwiegende Eurozentrismus 
der Wissensproduktion sind unmittelbar Be-
standteil einer kolonialen Gegenwart.

Besonders in Einwanderungsgesellschaf-
ten überschneidet sich die bildungspolitische 
Auseinandersetzung mit Kolonialismus mit 
der Frage nach Ursachen für Migration und 
dem Zustandekommen von Zuwanderungs-
gesellschaften. Für einen signifikanten An-
teil Deutscher mit Migrationsbezug ist der 
Grund für ihr Dasein in Deutschland unmittel-
bar an den Kolonialismus und dessen Folgen 
gebunden. Somit verstärkt sich vor allem in 
von Migration geprägten Gesellschaften die 
Notwendigkeit, über die Epoche des Kolo-
nialismus zu informieren und dekoloniale 
Perspektiven zu implementieren. Einerseits 
sieht sich die politische Bildungsarbeit mit der 
Herausforderung eines divergenten und he-
terogenen Wissensstandards bezüglich des 
Kolonialismus konfrontiert. Während viele 
Menschen mit Migrationsbezug, etwa durch 
die eigene Herkunftsfamilie oder Migrations-
erfahrungen Zeug*innen der kolonialen Folge 
sind, sehen sich Personengruppen ohne mit-
telbaren Migrationsbezug oft mit relativem 
Unwissen und wenig Sensibilität konfron-
tiert. Aus dieser Feststellung heraus erscheint 
es greifbar, dass politische Bildungsangebote 
als Mittlungsinstanz und als Art Bewälti-
gungsstrategie dienen, um gesellschaftliche 

Klärungsprozesse in Bezug auf Kolonialismus 
anzuschlagen. Gleichwohl ist auch in Bezug 
auf kolonialkritische Bildungsarbeit eine Inter-
sektionalität, eine Überschneidung zu ande-
ren Themenkomplexen beobachtbar. Die de-
koloniale Betrachtung der Klimakrise erlaubt 
es zum Beispiel, die Intersektionalität von Ko-
lonialismus, Rassismus, Kapitalismus und der 
Klimakrise aufzuzeigen und deutet unmittel-
bar darauf hin, dass auch das Thema Nach-
haltigkeit und Klimaschutz nicht abgesondert 
von kolonialen Kontinuitäten betrachtet wer-
den kann. Dementsprechend kann kolonial-
kritische Bildungsarbeit Ausgangspunkt sein, 
um die Komplexität kolonialer Strukturen mit 
gegenwärtigen Krisen wie der fortschreiten-
den Umweltzerstörung zu verbinden.

Kolonialkritische Bildungsarbeit ist 
also kein abgesonderter Bereich, son-
dern bildet ein Fundament zur generellen 
Reflexion von historischen Kontinuitäten 
im Bereich Umwelt, Wirtschaft und Ge-
sellschaft.

Abschließend lässt sich also sagen, dass 
rassismuskritische und dekoloniale Bildungs-
arbeit essenziell ist, insbesondere für Zuwan-
derungsgesellschaften. Nur durch interaktive 
Erörterung der Ursachen für bestehende Diffe-
renzkategorien in unserer Gesellschaft und der 
Reflexion historisch gewachsener Hierarchien 
ist die Förderung einer aufgeklärten und sen-
sibilisierten Gesellschaft möglich. Dementspre-
chend gilt es, rassismuskritische und dekolo-
niale Bildungsangebote, die communitybasiert 
mit betroffenen Menschengruppen arbeiten, 
weiterhin zu fördern, sodass bestehende Ex-
pertise zum größtmöglichen Profit des kollekti-
ven Gemeinwesens verwertet und multipliziert 
werden kann.

Hier finden Sie das digitale POLIS-Archiv:
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Bayern

Hannes S. Macher  ist verstorben

Der Landesverband Bayern der Deutschen Vereini-
gung für Politische Bildung trauert um Hannes S. Ma-
cher, der am 18.4.2023 verstarb.

Der Studiendirektor a.D., geb. 1943 in München, 
war nach dem Studium der Politikwissenschaft, Ge-
schichte, Germanistik und Philosophie in München, 
Berlin und Wien von 1973 bis 2008 als Gymnasialleh-
rer in München tätig (Fächer: Deutsch, Geschichte, 
Sozialkunde und Ethik). Als Buchautor und Heraus-
geber von Anthologien hat er sich hauptsächlich mit 
bayerischer Geschichte und Literatur beschäftigt, 
Fachbeiträge in diversen Lexika, Zeitungen und Zeit-
schriften veröffentlicht.

Seit 1987 war Hannes S. Macher Mitglied im 
Landesverband Bayern der DVPB; bereits 1988 war 
er Mitbegründer und seit 1989 Chefredakteur der 
Zeitschrift „Forum Politikunterricht“. Ab der Ausgabe 
3/1990 übernahm Hannes Macher das Amt des He-
rausgebers und Redakteurs in alleiniger Verantwor-
tung bis 2015.

„Diese Zeitschrift ist das respektable Lebenswerk 
von Hannes Macher“, so fasste es der damalige DVPB-
Bayern-Vorsitzende Armin Scherb bei der Würdigung 
zu Machers 70. Geburtstag 2013 zusammen. „Wer 
in der mehrköpfigen Redaktion einer Fachzeitschrift 
tätig ist, kann ermessen, welchen zeitlichen und in-
tellektuellen Aufwand Hannes Macher seit über zwei 
Jahrzehnten ehrenamtlich und unentgeltlich erbracht 
hat und hoffentlich weiter erbringen wird.“

Besonderer Erwähnung bedarf in diesem Zusam-
menhang die Tatsache, dass Hannes Macher mit gro-
ßem kaufmännischem Geschick auch das finanzielle 
Fundament für ein dauerhaftes Erscheinen der Zeit-
schrift geschaffen hat – und auch publizistische wie 
organisatorische Kontakte zu den Landesverbänden 
der DVPB in Sachsen, Thüringen und Rheinland-Pfalz.

In der nächsten Ausgabe der Zeitschrift „Forum 
Politikunterricht“ des Landesverbandes Bayern wird 
umfassender sein Engagement für den Landesver-
band und insbesondere für die Zeitschrift gewürdigt 
werden.

Für den Landesverband Bayern:
Stefan Rappenglück

Verleihung des Abiturpreises 
„Politik und Gesellschaft“ 2023 des 
Landesverband Bayern
Der diesjährige Abiturpreis „Politik und Gesellschaft“ 
des Landesverbands Bayern der Deutschen Vereini-
gung für Politische Bildung e. V. wurde mittlerweile 
zum vierten Mal am 04. Juli 2023 in der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München verliehen. Landtags-
präsidentin Ilse Aigner zeichnete als Schirmherrin in 
Anwesenheit von Prof. Dr. Oliver Jahraus, Vizeprä-
sident der LMU für den Bereich Lehre, und Ministe-
rialdirektor Stefan Graf, Amtschef des Bayerischen 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus fünf 
Abiturienten aus, die sich in herausragender Weise 
mit aktuellen Themen aus den Bereichen Politik und 
Gesellschaft auseinandergesetzt haben. 

Landtagspräsidentin Aigner betonte in ihrem 
Grußwort die Bedeutung von politischer Bildung und 
Demokratiebewusstsein für eine funktionierende 
freiheitliche Demokratie. Die Preisträger haben ge-
zeigt, dass sie Demokraten sind: „Ihre herausragen-
den Seminararbeiten beweisen: Die Jugend von heu-
te denkt politisch! Das stimmt mich zuversichtlich. 
Denn Demokratie braucht Mut, Tatkraft und Bekennt-
nis. Demokratie lebt vom Mitmachen – daher mein 
Appell: Bringen Sie sich, Ihre Gedanken und Talente 
zum Wohle unseres Landes ein!“ 

Auch Ministerialrat Stefan Graf in Vertretung von 
Kultusminister Prof. Michael Piazolo würdigte den 
Abiturpreis und gratulierte den Preisträgern: „Demo-
kratie ist kein Selbstläufer. Wir müssen uns immer 
wieder aufs Neue einsetzen für ein gutes und demo-
kratisches Miteinander in unserem Land. Wettbewer-
be wie der Abiturpreis „Politik und Gesellschaft“ sind 
ein wichtiger Baustein der Politischen Bildung an un-
seren Schulen. Sie motivieren junge Menschen, das 
Geschehen in der Welt aufmerksam zu beobachten 
oder sich aktiv in gesellschaftliche Debatten einzu-
bringen. Herzlichen Glückwunsch an die Preisträger 

Verleihung des Abiturpreises „Politik und Gesellschaft“ durch den DVPB-Landesverband Bayern am 
04.07.2023 in der Ludwig-Maximilians-Universität München 
von links: Dr. Gero Kellermann (stv. Direktor der Akademie für politische Bildung Tutzing); Landtagspräsi-
dentin Ilse Aigner; Preisträger: Simon Kummer  
(Sonderpreis), Constantin Albrecht (Sonderpreis), Paul Bachmann (3. Preis), Moritz Handtke (1. Preis), 
Jonas Dilger (2. Preis); Prof. Dr. Stefan Rappenglück (DVPB/Vorsitzender Landesverband Bayern), Ministe-
rialdirektor Stefan Graf (Amtschef des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus), Prof. Dr. 
Klaus Goetz (Vorstandsvorsitzender der Heinz und Sybille-Laufer-Stiftung), Prof. Dr. Oliver Jahraus (Vize-
präsident der LMU München für den Bereich Lehre) 

BERICHTE
des Abiturpreises „Politik und Gesellschaft“ – Sie zei-
gen mit Ihren Arbeiten, was es heißt, ein mündiger 
Bürger zu sein – und ein herzliches Dankeschön an 
alle Lehrkräfte, die unsere Schülerinnen und Schüler 
auf ihrem Weg dorthin unterstützen!“ 

Im Namen des Landesverbands Bayern der Deut-
schen Vereinigung für Politische Bildung bedankte 
sich ihr Vorsitzender, Prof. Dr. Stefan Rappenglück, 
für die Grußworte; zudem dankte er den Mitgliedern 
der Jury für ihre ehrenamtliche Arbeit, der Heinz und 
Sybille-Laufer-Stiftung für politische Wissenschaft, 
vertreten durch den Vorstandsvorsitzenden Prof. 
Goetz von der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-
chen, für die erneute finanzielle Unterstützung der 
Preisgelder sowie Herrn Dr. Gero Kellermann, stell-
vertretenden Direktor der Akademie für politische Bil-
dung Tutzing, die wieder Publikationen und Tagungs-
gutscheine für die Preisträger zur Verfügung stellt. 

In seiner anschließenden Laudation betonte auch 
Prof. Dr. Rappenglück den hohen Stellenwert der 
politischen Bildung in den Schulen, der mit dem Ab-
iturpreis „Politik und Gesellschaft“ gestärkt werden 
soll. Auch soll der Preis das gezeigte Engagement von 
jungen Menschen in ihren Arbeiten würdigen. Ins-
gesamt waren 126 Seminararbeiten aus ganz Bayern 
eingereicht worden. Auffallend war in diesem Jahr 
eine hohe Anzahl von Arbeiten, die sich mit Rechts-
extremismus, Antisemitismus, Populismus oder Ver-
schwörungstheorien beschäftigen. Eine sechzehn-
köpfige Jury des Landesverbands Bayern der DVPB, 
bestehend aus Lehrkräften und im Hochschulbereich 
tätigen Personen, wählte aus den eingereichten 
Arbeiten fünf herausragende aus. Bewertet wurden 
insbesondere die Problemorientierung, der aktuelle 
Bezug, eine multiperspektivische Vorgehensweise, 
ein eigenständiges, kritisches politisches Urteil, ein 
erkennbarer Anteil an Eigenaktivität im Verhältnis zur 
Quellenarbeit, die Anwendung von sachgerechten 
Recherchemethoden sowie die überzeugende For-
mulierung eines plausiblen Ergebnisses. 

Verleihung Abiturpreis „Politik und Gesellschaft“ der DVPB Landesverband Bayern am 04.07.2023 in der Ludwig-Maximilians-Universität München

von links:  Dr. Gero Kellermann (stv. Direktor der Akademie für politische Bildung Tutzing); Landtagspräsidentin Ilse Aigner; Preisträger: Simon Kummer 
(Sonderpreis), Constantin Albrecht (Sonderpreis), Paul Bachmann (3. Preis), Moritz Handtke (1. Preis), Jonas Dilger (2. Preis); Prof. Dr. Stefan Rappenglück 
(DVPB/Vorsitzender Landesverband Bayern), Ministerialdirektor Stefan Graf (Amtschef des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus), Prof. 
Dr. Klaus Goetz (Vorstandsvorsitzender der Heinz und Sybille-Laufer-Stiftung), Prof. Dr. Oliver Jahraus (Vizepräsident der LMU München für den Bereich 
Lehre)
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Neben den ersten drei Preisen wurden in diesem 
Jahr auch zwei Sonderpreise vergeben. Der erste 
Preis wurde mit 300 Euro prämiert, die weiteren 
Preisträger erhielten Preisgelder in Höhe von 200 und 
100 Euro; zudem gab es für jeden einen Gutschein 
für eine frei wählbare, mehrtägige Veranstaltung in 
der Politischen Akademie Tutzing und einen Restau-
rantgutschein im Wert von 100 Euro. Vor der Über-
gabe der Urkunden und Preise durch Landtagspräsi-
dentin Ilse Aigner würdigte Prof. Dr. Rappenglück die 
Seminararbeiten der fünf Preisträger im Einzelnen. 

Abgerundet wurde die gelungene Veranstaltung 
mit einer interessanten Führung der Vorsitzenden 
der Weiße-Rose-Stiftung, Dr. Hildegard Kronawitter, 
durch die DenkStätte Weiße Rose im Gebäude der 
Ludwig-Maximilians-Universität und einem gemein-
samen Mittagessen.

Die Preisträger 2023 (in alphabetischer Reihenfolge): 

Bachmann, Paul (Städt. Theodolinden-Gymnasium 
München): Krisen als Treiber von Populismus am Bei-
spiel der Wirtschaftskrise 2008 und der Corona-Pan-
demie (Leitfach Sozialkunde) – 3. Preis

Der Autor kommt zu dem Ergebnis, dass die Fra-
ge, ob Krisen Treiber für Populismus sind, in jedem 
Einzelfall geprüft werden muss. Vor dem Hinter-
grund der jüngsten Wahl- und Umfrageergebnisse in 
Deutschland stellt Paul Bachmann fest, dass sich die 
rechtspopulistische AfD im Aufwind befindet, sie pro-
fitiert von der aktuellen Energiekrise im Zusammen-
hang mit dem Krieg in der Ukraine. 

Die Arbeit überzeugte die Jury insbesondere bei 
der Einbeziehung der Aktualität, einem klaren Vor-
gehen bei der originellen Fragestellung und bei der 
überzeugendenden Formulierung eines plausiblen 
Ergebnisses. 

Dilger, Jonas (Veit-Höser-Gymnasium Bogen): Rechts-
extremismus als Erbe der Diktatur in der Deutschen 
Demokratischen Republik? (Leitfach Geschichte) – 2. 
Preis

Fazit des Autors: Was sich heutzutage in unserem 
Land entwickelt, ist eine Gefahr für unsere Demokra-
tie. Umso mehr muss den BürgerInnen klar werden, 
dass Demokratie keine Selbstverständlichkeit ist, 
man muss sich für sie einsetzen. Die Arbeit erzielte in 
fast allen Kriterien eine hohe Punktzahl, u. a. bei der 
Orientierung an politischen Problemen, dem Gegen-
wartsbezug, einem eigenständigen kritischen Urteil, 
dem großen Anteil von Eigenaktivität sowie einer 
sehr überzeugenden Formulierung eines plausiblen 
Ergebnisses. 

Handtke, Moritz (Gymnasium Gröbenzell): Erster 
Preis Rechtsstaatlichkeit in Mexiko – Zukunftspers-
pektiven für eine bedrohte Demokratie (Leitfach So-
zialkunde) – 1. Preis

Die stagnierende Wirtschaft sorgt in Kombination 
mit dem oligopolistischen mexikanischen Markt für 
große Armut in weiten Teilen der Bevölkerung. Die 
daraus resultierende Korruption in Gesellschaft und 
Politik untergräbt die Staatlichkeit gravierend. Die Ge-
waltenteilung ist stark eingeschränkt. Moritz Handtke 
schlussfolgert, dass Mexiko einer Einstufung in die Ka-
tegorie eines „Failing State“ bedrohlich nahekommt. 
Es sei aber angebracht, optimistisch in die Zukunft zu 
blicken. Mit dem Generationenwechsel in Mexiko stei-
gen die Chancen auf Widerstand gegen jahrzehnte-
alte, dringend reformbedürftige Strukturen. 

Diese Arbeit erzielte in fast allen Kategorien die 
höchste Gesamtpunktzahl. Sie überzeugt mit einer 
sehr gründlichen Recherche, mit einer Fülle von gut 
ausgewertetem statistischem Material und anschau-
lichen Beispielen; sie ist stringent und hat wissen-
schaftlichen Anspruch. 

Sonderpreise
Albrecht, Constantin (Gymnasium der Benediktiner 
Schäftlarn): Sonderpreis Chinas Neue Seidenstraße 
und deren Einfluss auf Europa (Leitfach Geschichte) 

Constantin Albrecht analysiert in seiner sehr um-
fangreichen Arbeit detailgenau die Entwicklung und 
Umsetzung der Neuen Seidenstraße als zentrales 
Mittel der Außenpolitik der VR China; er beschreibt 
Routen und Handelswege und stellt außereuropäi-
sche Projekte sowie Investitionen dar. Ein besonde-
res Augenmerk richtet er auf die Auswirkungen der 
„Neuen Seidenstraße“ auf Europa. Die Jury war sich 
einig, dass diese Arbeit für eine gymnasiale Seminar-
arbeit fast überqualifiziert ist und ansatzweise schon 
einer Bachelor-Arbeit entspricht. 

Kummer, Simon (Katharinen-Gymnasium Ingolstadt): 
Sonderpreis Populismus und Medien: Untersuchung 
ausgewählter Nachrichtenbeiträge über die EU im 
öffentlich-rechtlichen Fernsehen Polens auf populisti-
sche Rhetorik vor und nach dem Beginn des Ukraine-
Kriegs (Leitfach Sozialkunde)

Die Arbeit überzeugt durch den originellen Unter-
suchungsansatz: So wird die Frage, inwiefern die re-
gierungsnahe Berichterstattung Europathemen als 
Instrument zur innenpolitischen Diskreditierung der 
Opposition nutzt, bejaht und belegt. Ferner wird ge-
zeigt, dass auch der russische Einmarsch in die Uk-
raine an der manipulativen Wortwahl und der anti-
europäischen Tendenz der Nachrichtensendungen 
nichts änderte, obwohl doch die Einheit der EU als 
besonders notwendig hätte erscheinen müssen. 

Überzeugend ist die enorme Eigenleistung des 
Schülers bei Suche und Erschließung der polnisch-
sprachigen Quellen und ihrer Analyse.

Stefan Rappenglück/Uta Lechner

Berlin
#aktiveSchüler_innen2023
Auch in diesem Jahr, zum siebten Mal in Folge, 
zeichnete der Landesverband Berlin der DVPB ak-
tive Schüler:innen für ihr politisches Engagement 
aus. In diesem Jahr lautete das Thema: „Lokal 
oder global, vom Kiez bis in die Welt – Wie habt 
ihr euch im letzten Jahr engagiert?“

Der Preis wurde am 11.07.2023 in der Landeszen-
trale für politische Bildung unter der Schirmherrschaft 
der Bildungssenatorin Katharina Günther-Wünsch 
und gemeinsam mit dem Landesschüler:innenaus-
schuss (LSA) Berlin übergeben. In diesem Rahmen 
wurden auch die engagierten Mitglieder des LSA, die 
dieses Jahr ausscheiden, verabschiedet und geehrt. 
Besonders erfreut hat uns, dass die Veranstaltung 
von vielen jungen Menschen besucht wurde.  

Die Auszeichnung ist mit einem Preisgeld in Höhe 
von 200 EUR dotiert, welches von der DVPB Berlin zur 
Verfügung gestellt wurde. Die Jury beschloss neben 
dem ausgeschriebenen Preis noch zusätzlich vier An-
erkennungspreise zu vergeben:

Der Hauptpreis ging an die Organisator:innen 
der Klimakonferenz der Sophie-Scholl-Schule für ihr 
kreatives und innovatives Engagement im Bereich 
Umweltschutz und demokratische Schulkultur. Das 
Team hat eine Klimavollversammlung organisiert, die 
allen Schüler:innen ihrer Schule die Möglichkeit bot, 
sich mittels Expert:innenvorträgen differenziert und 
kritisch mit der Situation in Ländern des Globalen 
Südens, Spendenaktionen und der klimapolitischen 
Lage in Berlin auseinanderzusetzen. Im Anschluss 
stimmten alle Schüler:innen über Forderungen be-
züglich ihrer eigenen Schule ab und verhandelten 
dabei Themen aus ihrem Schulalltag, wie z. B. ve-
ganes Mensaessen und Regelungen von Fehlzeiten 
während Klimademos. 

Die Jury war begeistert von der durchgehend 
demokratischen und partizipativen Gestaltung und 
dem innovativen Konzept, das definitiv ein Vorbild 
für andere Schulen sein kann. 

Die Schüler:innen der Courage-AG des Goethe-
Gymnasiums gewannen einen Anerkennungspreis für 

links nach rechts: Prof.Dr. Sabine Achour (Vorstandsvorsitzende DVPB Berlin), zwei Schüler:innen der 
Sophie-Scholl-Schule, Dr. Torsten Kühne (Staatssekretär für Bildung Berlin), Aimo Görne (Vorstandsvor-
sitzender LSA Berlin)
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ihre Spendensammlung für die Ukraine. Gemeinsam 
mit der Willkommensklasse überlegten die Schüler:in-
nen der Courage-AG, über welche Geschenke sich die 
Schüler:innen in der Ukraine besonders freuen wür-
den. Die Courage-AG übernahm die Annahme, das 
Sortieren und Verpacken der Geschenke und baute mit 
Hilfe des Städtepartnerschaftvereins Kontakt zu zwei 
Schulen in Charkiw auf, die die Geschenke zu Weih-
nachten und Neujahr an die Schülerschaft verteilten.  

Für die Zukunft sind weitere Aktionen und Projekte 
geplant, um den Kontakt mit beiden ukrainischen Schu-
len auszubauen und Freundschaften über die Grenzen 
hinweg zu knüpfen. Beispielsweise möchte die Coura-
ge-AG online Gespräche über Europa initiieren. 

Einen weiteren Anerkennungspreis erhielten die 
Auszubildenden zur medizinischen Fachangestellten 
der Klasse M112 des Oberstufenzentrums Gesund-
heit 1 für ihr Projekt „von Azubis für Azubis – Ideen 
zur Verbesserung der Ausbildungsbedingungen.“ Die 
Klasse setzte sich differenziert und kritisch mit den 
Ausbildungsbedingungen auseinander und entwi-
ckelte aus ihren Ideen und Erfahrungen ein komple-
xes Projekt, dass zum einen den Peer-Ansatz verfolgt, 
zum anderen aber auch in die Arbeitswelt hinein 
wirkt. Unter anderem haben die Azubis eine Praxis-
Börse für Ausbildungsplätze initiiert sowie eigene 
Qualitätskriterien entwickelt, die sie im Siegel „bes-
ter Ausbilder“ zusammenfassen. Zusätzlich formu-
lieren sie konkrete Umsetzungsempfehlungen. Ihre 
umfangreiche Arbeit hat bereits zu ersten Erfolgen 
geführt. So stehen die Azubis in einem intensiven 
Austausch mit der Ärztekammer.

Anton Hagenbruch vom Humboldt-Gymnasium 
erhält einen Anerkennungspreis für seine weitsichti-
gen und vielschichtigen Projekte, die durch den Krieg 
in der Ukraine dringend benötigt wurden. Anton 
gründete ein Patenprogramm an seiner Schule, dass 
es Schüler:innen aus Regelklassen sowie Willkom-
mensklassen erleichtert sich kennenzulernen. Zudem 
interviewte er acht ukrainische Schüler:innen, die ihre 
Geschichte von ihrem Leben vor dem Krieg, am Tag 
des Angriffs durch Russland und von ihrer Flucht mit 
ihm teilten. Auf diese Weise entstanden acht wert-
volle Zeitzeugenberichte. Die Projekte von Anton 
zeichnen sich durch eine hohe Eigeninitiative und 
Empathie aus. 

Die Jury zeichnete zudem Henry Thomas, Ma-
rie-Jolie Wollradt, Nora Leyla Jordan und Erika Ro-
senfeld von der Johanna-Eck-Sekundarschule mit 
einem Anerkennungspreis aus. Sie haben sich auf 
vielfältige Weise politisch und zivilgesellschaftlich 
in ihrer Schule und im Bezirk gegen Antisemitismus 
und Rassismus engagiert. Die Schüler:innen arbeiten 
regelmäßig und engagiert im Kinder- und Jugendpar-
lament mit, wo sie viel diskutieren sowie eigene An-
träge schreiben und diese in den jeweils beratenden 
Ausschüssen der Bezirksverordnetenversammlung 
einbringen. Zudem hat Erika gemeinsam mit Marie-
Jolie einen bemerkenswerten Beitrag zur Ausstellung 
„Sechzehn Objekte – 70 Jahre Yad Vashem“ geleistet 
und Marie-Jolie hat eine beeindruckende Recherche-
arbeit zum Thema „Mehr als ein Dach über dem Kopf 
– Wohnen hat Geschichte“ beim Geschichtswettbe-
werb des Bundespräsidenten eingereicht. Darüber 
hinaus zeigen alle fünf Schüler:innen als Johanna 
Botschafter:innen, wie gelebte Zivilcourage in der all-
täglichen Praxis funktioniert. 

Die Vorstellung der Preisträger:innen sowie Fotos 
der Preisverleihung findet sich demnächst auf der 
Landesverbandsseite dvpb-berlin.de

Darina Isserlis (DVPB Thüringen), Rigobert Möllers (ThILLM), Landtagspräsidentin Birgit Pommer, Max Otto 
Strobel (Nominierung Lehrkräftepreis), Petra Krüger (Preisträgerin Lehrkräftepreis), Konrad Brakhage  
(1. Preisträger Abiturpreis), Christoph Schmidt (DVPB Thüringen), Christoph Bender (LpB Thüringen), Emely 
Brückner (1. Preisträgerin Abiturpreis), Sebastian Stephan (Nominierung Lehrkräftepreis), Ansgar Nietschak 
(2. Preisträger Abiturpreis)

Thüringen
Sozialkunde LehrerInnen- und 
Abiturpreis im Thüringer Landtag
Am 28.06.2023 verlieh der Landesverband der DVPB 
gemeinsam mit seinen Kooperationspartnern) und 
unter Schirmherrschaft der Landtagspräsidentin den 
Schüler*innen und Lehrer*innen Preis des Faches So-
zialkunde. 

Die Nominierungen für den Abiturpreis beein-
druckten die Jury in diesem Jahr so sehr, dass sie sich 
entschied, zwei erste Preise auszuloben. Damit wur-
den sowohl das besondere gesellschaftliche Engage-
ment und die herausragenden fachlichen Leistungen 
von Emely Brückner (Bergschule Heiligenstadt) als 
auch die hohe politische Verantwortungsbereitschaft 
und die überdurchschnittlichen Ergebnisse im gesell-
schaftswissenschaftlichen Bereich von Konrad Brakha-
ge (Jenaplan Schule) ausgezeichnet. Beide überzeug-
ten nicht zuletzt durch die Bandbreite ihrer schulischen 
und außerschulischen Aktivitäten: Von der Mitarbeit in 
der SchülerFairma, über die langjährige Teilhabe in SV-
Gremien, bis hin zur Mitarbeit in kommunalen Jugend-
parlamenten, Jugendverbänden und Vereinen weisen 
sich die Preisträger*innen als echte Aktivbürger*innen 
aus. Der zweite Platz ging an Ansgar Nietschack vom 
Gymnasium Meuselwitz. Er überzeugte die Jury nicht 
nur durch ein eindrucksvolles politisches Urteilsvermö-
gen und ausgeprägte Sachkompetenz, sondern auch 
durch eine gelungene Seminarfacharbeit, in der das 
Phänomen Korruption im Leistungssport mehrpers-
pektivisch aufgearbeitet wurde. 

Zum dritten Mal in Folge wurden auch Lehrkräfte 
für ihren unermüdlichen und vielfältigen Einsatz zur 
Förderung der Qualität politischer Bildung an Schu-
len und im Fach gewürdigt. Die Schulen schlugen 
für diesen Preis Max Otto Strobel (Sportgymnasium 
Jena), Sebastian Stephan (KGS Gotha) und Petra Krü-
ger (Thüringer Gemeinschaftsschule Bürgel) vor. Alle 

drei zeichnen sich durch einen motivierenden und 
zeitgemäßen Politikunterricht aus. Insbesondere die 
Nominierung von Petra Krüger bestach dabei durch 
ein breites Repertoire an Unterrichtsformaten und 
zahlreichen außerschulischen Lerngelegenheiten im 
Rahmen des Sozialkundeunterrichts. 

Mit musikalischer Begleitung durch das Ruthe-
neum Gymnasium Gera fand die Feierstunde mit 
40 Gästen im Besucherzentrum des Erfurt Landtags 
einen würdigen Rahmen. Landtagspräsidentin Birgit 
Pommer würdigte in ihrer Ansprache die Leistungen 
und den Vorbildcharakter der Preisträger*innen. 
„Der Sozialkundeunterricht legt die Grundlagen de-
mokratischer Bildung. Es geht um grundsätzliche 
Werte wie Respekt, Verantwortung und Solidarität. 
Werte, die fest in unserer Verfassung verankert sind“, 
so die Landtagspräsidentin. „Die ausgezeichneten 
Schülerinnen und Schüler sowie Lehrerinnen und 
Lehrer zeigen besonders, welch hohen Stellenwert 
der Sozialkundeunterricht in unserem Land hat. Ihre 
Arbeit verdient Anerkennung und Dank.“

Die Landtagspräsidentin, der Leiter der Landes-
zentrale für Politische Bildung, der Vertreter des 
Thüringer Instituts für Lehrerfortbildung, Lehrplan-
entwicklung und Medien sowie Vorstandsmitglieder 
des Landesverbands der DVPB überreichten im Bei-
sein von Eltern, Lehrkräften und Mitarbeiter*innen 
des Landtags die Buch- und Geldpreise. Der Landes-
verband würdigte mit dieser Veranstaltung zum 14. 
Mal Erfolge politischer Bildungsarbeit an Thüringer 
Schulen und betonte gleichzeitig die Relevanz des 
Fachunterrichts für die Bildungs- und Demokratie-
landschaft im Freistaat. 

Die Vorbereitungen für die Auslobung und Aus-
tragung der Preise für das Jahr 2024 sind bereits 
angelaufen; der Landesverband freut sich über die 
Verstetigung der Unterstützung durch seine Koope-
rationspartner. 

Ilka Maria Hameister
(Beisitzerin im Landesvorstand der 

DVPB Thüringen)
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DEUTSCHE VEREINIGUNG FÜR POLITISCHE BILDUNG E.V.
Verband für Politische Bildung in Schule, Hochschule, 

Jugendarbeit und Erwachsenenbildung

Keine Kürzungen in der politischen 
Bildung!

Pressemitteilung zum Haushaltsentwurf 
der Bundesregierung 2024

Die Deutsche Vereinigung für Politische Bildung 
e. V. (DVPB) schließt sich der in den letzten Tagen 
geäußerten, massiven Kritik der freien Träger der 
politischen Jugend- und Erwachsenenbildung an den 
erheblichen Kürzungen im Haushaltsplan der Bundes-
regierung für 2024 an (u. a.: Bundesausschuss Politi-
sche Bildung/bap, Arbeitskreis deutscher Bildungs-
stätten/AdB, Arbeitsgemeinschaft katholisch-sozialer 
Bildungswerke/AKSB und der Kulturellen Bildung/
bkj). Es sind Kürzungen, die angesichts der demo-
kratischen Zukunftsaufgaben in unserer Gesellschaft 
höchst fragwürdig sind.

Die DVPB fordert die Bundesregierung deshalb 
dringend auf, die geplanten massiven Einschnitte in 
der politischen Bildung und der Jugendarbeit nicht 
umzusetzen. Die politische Bildung braucht mehr 
und nicht weniger Unterstützung durch öffentliche 
Förderung. Ansonsten ist absehbar, dass sich die be-
reits in den letzten Jahren abgebaute Infrastruktur 
der politischen Jugend- und Erwachsenenbildung 
aus ökonomischen Gründen weiter aus ihrem öf-
fentlichen Auftrag zurückziehen muss. Sie ist aber 
das Fundament der politischen Bildung als Dauerauf-
gabe, ohne die sich vor allem junge Menschen nicht 
auf die demokratische Gestaltung der schwierigen 
Transformationsprozesse der nächsten Jahrzehnte 
vorbereiten können.

Die DVPB kritisiert darüber hinaus, dass die ge-
planten Kürzungen der politischen Bildung im Bun-
deshaushalt offenbar mit einer noch deutlicheren 
Schwerpunktverschiebung der demokratiefördern-
den Bildungsarbeit auf reine Extremismusprävention 
einhergehen soll:

In den beiden relevanten Ressorts kommt es beim 
Jugendministerium (BMFSFJ) zu erheblichen Kürzun-
gen in der Kinder- und Jugendarbeit, zu der auch die 
politische Jugendbildung gerechnet wird. In einer 
Pressemitteilung des Arbeitskreises Deutscher Bil-
dungsstätten (AdB) wird von einer Kürzung um 18,6 
Prozent gesprochen. Dagegen soll das Programm 
„Demokratie leben!“ nach einer Pressemitteilung des 
BMFSFJ weiter auf dem erst 2023 erreichten hohen 
Niveau von 200 Mio. Euro gefördert werden. Und im 
Haushalt des Innenministeriums soll das Budget der 
Bundeszentrale für politische Bildung (bpb) von 96 
auf 76 Mio. Euro gekürzt werden. Gleichzeitig steigt 
im Haushalt der bpb aber das Budget der „Projekte 
für demokratische Teilhabe und gegen Extremis-
mus“ von 10,8 auf 11,5 Mio. Euro. Nach Aussage des 
Bundesausschusses für politische Bildung (bap) sol-
len die Veranstaltungen der Träger der allgemeinen 
politischen Erwachsenenbildung dagegen um 25% 
gekürzt werden.

Die Deutsche Vereinigung für Politische Bildung 
(DVPB) hatte in den vergangenen Jahren immer wie-
der vor dem Trend gewarnt, die politische Bildung 
der Logik einer nur noch extremismuspräventiven 
Demokratieförderung unterzuordnen. In unserem 
Positionspapier vom November 2020 heißt es dazu: 
„Statt einseitig darauf zu fokussieren, welche Ge-
fahren von Lernenden ausgehen können, die die De-
mokratie und die Menschenrechte ablehnen, richtet 
sie ihr Augenmerk besonders auf die Stärkung der 
partizipatorischen Potentiale und Möglichkeiten der 
Adressat*innen auf ihre Entwicklung zur Mündig-
keit.“ Seither haben u.a. auch die Autor*innen des 
16. Kinder- und Jugendberichts aus einer interdiszipli-
nären wissenschaftlichen Perspektive davor gewarnt, 
„Demokratiebildung oder politische Bildung mit 
Extremismusprävention in eins zu setzen“. Zuletzt hat 
eine der Vorsitzenden der DVPB, Professorin Andrea 
Szukala, diese Position am 27.03.2023 im Deutschen 
Bundestag bei der Anhörung zum Demokratieförder-
gesetz vorgetragen.

Die DVPB ist davon überzeugt, dass eine gegen-
über den Anliegen aller Generationen offene, durch 
Professionelle getragene politische Bildung unab-
dingbare Voraussetzung einer Prävention von Extre-
mismus in der Demokratie ist. Die politische Bildung 
kann aber nur dann beitragen, wenn sie sowohl über 
eine gute institutionelle und verbandliche Infrastruk-
tur im Bereich der non-formalen politischen Bildung 
als auch über eine flächendeckende Verankerung als 
Fach und Disziplin in den Lehrplänen und Program-
men von Schulen und Hochschulen verfügt.

Die DVPB fordert deshalb als Fachverband der 
politischen Bildung die Bundesregierung dazu auf, 
an keiner Stelle Kürzungen in der politischen Bildung 
vorzunehmen. Außerdem raten wir gemeinsam mit 
zahlreichen anderen Akteur:innen aus Bildung, Bil-
dungsforschung und Zivilgesellschaft dringend dazu, 
politische Bildung nicht mehr für Ziele der Inneren Si-
cherheit wie die Extremismusbekämpfung zu instru-
mentalisieren. In einem subsidiär angelegten demo-
kratischen Staat müssen zivilgesellschaftliche Träger 
der politischen Bildung ihre Themen eigenständig 
bestimmen können. Eine aus der Zivilgesellschaft 
erwachsende und von ihr getragene, demokratische 
politische Bildung ist die beste Versicherung gegen-
über Vertrauensverlusten und Demokratieverdros-
senheit in unserer Gesellschaft.

Links zu erwähnten Expertisen und 
Pressemitteilungen:
•	 Prof. Dr. Andrea Szukala, Stellungnahme der DVPB 

zum Demokratiefördergesetz im Ausschuss des 
Deutschen Bundestags 27.03.2023: �  
h t t p s : // w w w. b u n d e s t a g . d e / r e s o u r c e /
blob/939048/2a6702bf2a18218e2867369e -
98901ae5/20-13-55c-data.pdf 

•	 Stellungnahme der DVPB vom 01.11.2022 zum 
Entwurf eines Demokratiefördergesetzes:�  
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/207834/

d188bbd80863a5a14163b9eab4882d56/deut-
sche-vereinigung-fuer-politische-bildung-e -v-
dvpb--data.pdf 

•	 Stellungnahme der DVPB „Politische Bildung für 
die Demokratie!“ vom November 2020: �  
h t t p s : // w w w. d v p b . d e / w p - c o n t e n t /u p -
loads/2020/11/DVPB-Politische-Bildung-fuer-die-
Demokratie.pdf 

•	 Pressemitteilung des AdB vom 06.07.2023 zu Kür-
zungen im Bundeshaushalt 2024: �  
https://www.adb.de/news/adb-gegen-drasti -
sche-kuerzungsabsichten-bei-politischer-bildung 

•	 Pressemitteilung des bap vom 05.07.2023 zu Kür-
zungen im Bundeshaushalt 2024: �  
https://www.bap-politischebildung.de/bundes-
haushalt-2024-wir-brauchen-mehr-nicht-weniger-
geld-in-der-politischen-bildung/ 

•	 Pressemitteilung der AKSB vom 07.07.2023 zu 
Kürzungen im Bundeshaushalt 2024: �  
https://www.aksb.de/aktuelles/kjp-kuerzung-ver-
hindern 

•	 Pressemitteilung des bkj vom 07.07.2023 zu Kür-
zungen im Bundeshaushalt 2024: �  
https://www.bkj.de/news/bundeshaushalt-
2024 -kuerzt-kinder-und- jugendplan-und-frei -
willigendienste/

Hessen
Wahlprüfsteine zur Landtagswahl am 
8. Oktober 2023 

Am 8. Oktober 2023 wird in Hessen ein neuer Land-
tag gewählt. Der hessische Landesverband der DVPB 
hat den hessischen Parteien einen umfangreichen 
Fragenkatalog vorgelegt, um die Positionen zur schu-
lischen und außerschulischen politischen Bildung 
kennen zu lernen. So wollte die DVPB Hessen zum 
Beispiel wissen, wie sich die Parteien angesichts des 
Lehrkräftemangels die qualifizierte Unterrichtsversor-
gung in den Fächern der politischen Bildung langfris-
tig vorstellen, welche Maßnahmen sie als mögliche 
Regierungsparteien ergreifen wollen, um die politi-
sche Bildung und die Förderung der Demokratie an 
den Schulen des Landes zu stärken oder wie die Trä-
gereinrichtungen der außerschulischen politischen 
Bildung langfristig unterstützt werden sollen. 

Die Fragen und die Antworten der Parteien fin-
den sich auf der Homepage des Landesverbandes: 
http://www.dvpb-hessen.de/ 
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15. Bundeskongress der Politischen Bildung
Gegenwartsdeutungen – Zukunftserzählungen

Politische Bildung in Zeiten gesellschaftlicher Umbrüche

Vom 2. bis 4. November 2023 findet in Weimar der 15. Bundeskongress Politische Bildung statt. 
Er wird veranstaltet von Bundeszentrale für politische Bildung (bpb), Deutsche Vereinigung für Politische Bildung (DVPB)  
und Bundesausschuss Politische Bildung (bap).

Nicht  
vergessen!

Gesellschaftstheorien, Zeitdiag
nosen und Zukunftserzählungen

Kritik der Moderne – Post/
Kolonialismus/Dekolonialität

Politische Bildung und Konflikt

Ungleichheit und 
Intersektionalität

Phänomene spezifischer 
Rassismen und Antisemitismus

(Ent-)Demokratisierung (Nicht-)Nachhaltigkeit
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Gelungene Orientierung für die fachli-
che Ausbildung. Man ist gespannt auf 
den zweiten Band

Michael May / Marc Partetzke: Einführung in die 
Politikdidaktik. Band 1: Geschichte, Essentials, 
Forschungs- und Entwicklungsfelder. Frankfurt 
am Main: Wochenschau Verlag 2023 (utb 6045), 
223 Seiten, 19,90 Euro.

Die Politikdidaktiker Michael May (Friedrich-Schiller-
Universität Jena) und Marc Partetzke (Stiftung Uni-
versität Hildesheim) haben sich dem Unterfangen 
angenommen, eine Einführung in die Politikdidaktik 
zu verfassen, die sich insbesondere an Studierende, 
Studienreferendarinnen und Studienreferendare so-
wie Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteiger richtet. 
Durch die Schwerpunktsetzung „zugunsten von histori-
schen Einordnungen, wissenschaftlichen Kontroversen, 
Forschungsüberblicken und aktuellen Entwicklungs-
feldern“ (S. 11) suchen die Autoren ihre Arbeit von an-
deren Einführungen in die politische Bildung zu unter-
scheiden, was ihnen durchaus gelingt. Dabei werden sie 
auch dem selbst gesetzten Anspruch, ihre Publikation 
„möglichst gut verständlich“ zu verfassen, gerecht.

Der Band ist in sechs Kapitel gegliedert und stellt 
zum Abschluss neben dem Literaturverzeichnis auch 

dankenswerter Weise ein Sach- und Personenregister 
zur Verfügung. Nach einer kurzen Einführung gehen 
May und Partetzke zunächst auf die Differenzierung 
von „Pädagogik, Didaktik, Politikdidaktik“ ein. Diese 
bildungstheoretische Fundierung ist den Autoren ge-
nauso gelungen wie die Skizzierung der historischen 
Entwicklungslinien politischer Bildung nach 1945 im 
dritten Kapitel. Diese systematische und historische 
Verortung der Disziplin ist für das oben angeführte 
Zielpublikum der Einführung fraglos erhellend und 
gewinnbringend. 

Vor diesem Hintergrund beschreiben May und Par-
tetzke im Folgenden „Essentials der Politikdidaktik und 
politischen Bildung“, wobei sie auf „Grundlagen und 
Begriffe“ („didaktische Analyse als Kern der Unterrichts-
vorbereitung“, „Bedingungsfelder des (Politik-)Unter-
richts“, „zur Rolle der Lehrperson“ und „Entscheidungs-
felder des (Politik-)Unterrichts“) sowie auf „(aktuelle) 
Kontroversen“ eingehen. Gerade bei den diskutierten 
Kontroversen – von „kritische vs. affirmative politische 
Bildung“ bis hin zur politikdidaktischen Debatte um 
„Wissen und Kompetenzen“ beziehen die Autoren bis-
weilen selbst Stellung, was der in der Einführung als 
Anspruch formulierten Möglichkeit für die geneigten 
Leserinnen und Leser jedoch keinen Abbruch tut, „eige-
ne Positionen und Sichtweisen zu entwickeln“ (S. 11).

Instruktiv ist weiterhin das fünfte Kapitel „Arbeits- 
und Forschungsfelder der Politikdidaktik“, insbesonde-
re was die Vorstellung der verschiedenen Bereiche der 
empirischen Erforschung von Unterrichtswirklichkeit 
sowie die disziplinhistorische Darstellung der Konzepti-
onen politischer Bildung betrifft. Letztgenannte endet 
mit der Beschreibung dreier „neuerer“ Konzeptionen, 
wobei die jüngste dazu herangezogene Literatur aus 
dem Jahre 2013 stammt. In diesem Kontext steht al-
lerdings in Frage, ob neben den vorgestellten Konzep-
tionen nicht noch weitere Ansätze politischer Bildung 
angeführt werden müssten. Darüber hinaus ist an 
dieser Stelle anzumerken, dass gerade auch vor dem 
Hintergrund der von den Verfassern eingangs festge-
stellten „Ausdifferenzierung der Politikdidaktik“ (S. 10) 
neben den hier angeführten noch weitere politikdidak-
tische Arbeits- und Forschungsfelder vorhanden sind, 
die in einer „Einführung in die Politikdidaktik“ hätten 
Erwähnung finden sollen. Als Orientierung für diese 
weiteren Arbeits- und Forschungsfelder kann die auf 
der Homepage der GPJE vorgenommene Auflistung 
der verschiedenen Forschungsaktivitäten von Arbeits-
gruppen des Fachverbandes dienen.

Hinsichtlich aktueller Entwicklungsfelder politi-
scher Bildung werden von Michael May und Marc Par-

tetzke abschließend zwei Bereiche – „Digitalisierung 
und Unterricht“ sowie „Inklusion und Unterricht“ – 
vorgestellt, und zwar wiederum jeweils in gut struk-
turierter und nachvollziehbarer Weise. Beide Ent-
wicklungsfelder politischer Bildung werden von den 
Autoren in der Einführung zurecht als „Megatrends 
im Schulwesen“ (S. 10) beschrieben. Doch muss auch 
hier als Desiderat angemerkt werden, dass dabei 
einige sowohl für die Schule allgemein wie für die 
politische Bildung im Besonderen äußerst relevante 
gesellschaftlich-politische Entwicklungen außer Acht 
gelassen werden, wiewohl sie in diversen politik-
didaktischen Kontexten zum Teil bereits seit Jahren 
diskutiert werden und entsprechende Publikationen 
dazu vorliegen. Anzuführen wären u.a. Themen wie 
Migration und Flucht, Klimawandel und Anthropo-
zän sowie Populismus, Verschwörungstheorien etc., 
wozu sich auch im Sach- und Personenverzeichnis 
keine Angaben finden lassen.

Doch vielleicht sind solche Themen ja für den 
Folgeband oder die Folgebände der Publikation vor-
gesehen, denn angekündigt wird die vorliegende als 
„Band 1“. Dieser endet jedenfalls recht abrupt ohne 
ein Fazit oder einen Ausblick, und so dürfen wir auf 
den nachfolgenden Band schon gespannt sein.

Ingo Juchler (Potsdam)

Eine bildungstheoretische und sozial-
wissenschaftliche Fundierung der 
Sozioökonomiedidaktik 

Reinhold Hedtke: Wirtschaft und Gesellschaft, 
Band 4 der Reihe „Sozioökonomische Bildung“ 
(Hrsg.: Ders., Andreas Fischer, Birgit Weber, Bet-
tina Zurstrassen), Frankfurt  am Main: Wochen-
schau Verlag 2023, 491 Seiten, 56,90 Euro.

Mit „Wirtschaft und Gesellschaft“ legt Reinhold Hedt-
ke ein weiteres Grundlagenwerk zur sozioökonomi-
schen Bildung vor. Als vielschichtige bildungstheo-
retische und sozialwissenschaftliche Fundierung der 
Sozioökonomiedidaktik ergänzt es das als Band I der 
Reihe erschienene „Sozioökonomische Curriculum“, 
das sich den Inhalten und Praxen sozioökonomischer 
Bildung widmet.

Die Bezugnahme auf Max Webers wegweisen-
de Herrschaftssoziologie ist gut gewählt, denn das 
Werk lässt keinen Zweifel daran, dass sich die Sozio-
ökonomiedidaktik zuvorderst daran orientiert und 
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legitimiert, die Machtfrage zu stellen – und zwar im 
Interesse der Lernenden. Zunächst wird der Machtfra-
ge auf Ebene der Bildungspolitik nachgegangen. Die 
Problematisierung von „Politiken der Standardisierung 
und Ökonomisierung“ (S. 19) eröffnet den Leserinnen 
und Leser in pointierter Form elementare bildungspoli-
tische Hintergründe, um sozioökonomische Bildung 
als subjektorientierten Gegenentwurf zu wirtschafts-
didaktischen Konzepten verstehen zu können, die im 
Sinne einer (machtblinden) wirtschaftswissenschaft-
lichen Kunde auf die ökonomische Verwertbarkeit von 
Wirtschaftswissen abzielen und/oder als ökonomisti-
sche Erziehung eine marktradikale Indoktrination der 
Schülerinnen und Schüler betreiben. 

Der erste Hauptteil, der programmatisch mit 
„Bildung für die Person: Leben in Wirtschaft, Gesell-
schaft und Politik“ betitelt ist (Kapitel 4), bietet eine 
differenzierte bildungstheoretische Grundlegung der 
Disziplin. Das die sozioökonomische Bildung tragende 
Bildungsverständnis wird unter der Berücksichtigung 
bildungstheoretisch-(allgemein-)didaktischer, sozial-
wissenschaftlicher (insbesondere auch soziologischer) 
und bildungspolitischer Perspektiven sowohl quellen-
basiert als auch empiriegesättigt erschlossen. Dabei 
wird sozioökonomische Bildung als eine den sozioöko-
nomischen Interessen der Lernenden verpflichtete, 
wissenschaftlich fundierte, problemorientierte, kriti-
sche, offene und machtsensible Bildung charakteri-
siert, kontextualisiert und legitimiert. Als ein zentrales 
sozioökonomiedidaktisches Ziel wird die Förderung 
von „Kritik und Eigensinn“ identifiziert (S. 211ff.). In 
der Stärkung von Kritik- und Autonomiefähigkeit wird 
auch ein grundlegendes Unterscheidungsmerkmal zu 
Formen der wirtschaftswissenschaftlichen Kunde und 
der ökonomistischen Erziehung gesehen, die auf eine 
reaktiv-funktionale Einpassung der Lernenden in die 
bestehenden sozioökonomischen Macht- und Herr-
schaftsstrukturen abzielen (vgl. ebd., S. 212 – 218). 

Der zweite Hauptteil bietet eine systematische 
Analyse des fachwissenschaftlichen und fachdidak-
tischen Fundaments der sozioökonomischen Bildung 
und liefert auf dieser Grundlage eine profunde Cha-
rakterisierung der Disziplin (Kapitel 5). Erläutert wer-
den „Selbstverständnis und Selbstverortung“ (Kap. 
5.1), „Wissensformen und [Bezugs]Wissenschaften“ 
(Kap. 5.2) sowie „Kompetenzen und Prinzipien“ (Kap. 
5.3) der sozioökonomischen Bildung. Reinhold Hedt-

ke entfaltet innerhalb dieser drei Dimensionen jeweils 
ein breites Panorama an wissenschaftlichen und di-
daktischen Bezügen und sozioökonomiedidaktischen 
Konzeptionen und veranschaulicht deren fruchtbares 
Zusammen- und Wechselspiel im Dienst einer auf die 
Interessen des Subjekts bezogenen Bildung zum Ge-
genstandsbereich Wirtschaft. Bezugswissenschaften 
und Didaktik werden dabei meisterhaft in ein dialogi-
sches Verhältnis zueinander gesetzt.

Im abschließenden Teil „Ausblick und Agenda“ 
(Kapitel 6) stellt Reinhold Hedtke der Sozioökono-
miedidaktik Entwicklungsaufgaben. Als eine zentrale 
fachdidaktische Bringschuld wird die Analyse des Ver-
hältnisses von Demokratie und Kapitalismus bzw. von 
ökonomischer und politischer Macht identifiziert (S. 
361ff.). Auch weitere der umrissenen Aufgaben wie 
eine ernsthafte Auseinandersetzung mit der ökologi-
schen Einbettung (bzw. Abhängigkeit) von Wirtschaft 
und Gesellschaft oder eine fachdidaktische Analyse 
der globalen und nationalen sozioökonomischen Un-
gleichheiten samt der mit diesen einhergehenden so-
zioökonomischen und politischen Machtasymmetrien 
verweisen letztendlich auf dieses Spannungsfeld. 

„Wirtschaft und Gesellschaft“ erweist sich als ein 
ebenso profundes wie gut strukturiertes Basiswerk 
über die theoretischen Grundlagen und Bezüge der 
sozioökonomischen Bildung. Reinhold Hedtke ge-
lingt es hervorragend, die komplexen Hintergründe 
systematisch zu erschließen und konsequent auf das 
Bildungsziel der Sozioökonomiedidaktik zu beziehen: 
der sozioökonomischen Mündigkeit respektive Auto-
nomiefähigkeit der Lernenden. Bei allen, die sich auf 
theoretischer oder praktischer Ebene der sozioöko-
nomischen Bildung widmen, verdient es einen promi-
nenten Platz in der Arbeitsbibliothek.

MPH

Ein Kompendium kompetenzorien-
tierter Forschung zur empirischen 
Politikdidaktik

Georg Weißeno/Béatrice Ziegler (Hrsg.): Hand-
buch Geschichts- und Politikdidaktik. Springer 
VS: Wiesbaden 2022, 501 Seiten, 99,90 Euro.

Noch ein Handbuch? Man könnte fragen: Gibt es 
denn nicht schon das bewährte „Handbuch der 
politischen Bildung“, herausgegeben von Wolfgang 
Sander und Kerstin Pohl oder das zweibändige „Ba-
siswissen Politische Bildung. Handbuch für den so-
zialwissenschaftlichen Unterricht“? Darauf muss man 
antworten: Nein, diese Neuerscheinung ist eine sys-
tematische Zusammenfassung der empirischen For-
schung zur schulischen politischen Bildung: Leserin-
nen und Leser erhalten Auskunft zu den Fragen: Was 
weiß die Politikdidaktik zu den Voraussetzungen, Be-
dingungen wie Wirkungen des Politikunterrichts und 
zu den theoretischen und methodischen Grundlagen 
ihrer Erforschung. Es richtet sich folglich vor allem an 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie an 
Studierende in den Ausbildungsphasen zur Lehrkraft 
der politischen Bildung. 

Das Kompendium enthält 32 Artikel von 34 durch 
eigene Forschung ausgewiesene Expertinnen und Ex-
perten, geordnet in drei Teilen: 1. zum theoretischen 
Hintergrund, 2. zu empirischen Befunden und 3. zu 
Methoden. Das Werk wurde herausgegeben durch 
zwei sehr erfahrene Persönlichkeiten: Von Prof.in 

Béatrice Ziegler (Aarau) sowie von Prof. Georg Weiß-
eno (Karlsruhe). Die Nutzer können sich mit Hilfe der 
einheitlichen Gestaltung aller Beiträge leicht in den 
Forschungsstand vertiefend einarbeiten. Leider fehlt 
dem Band eine inhaltlich zusammenfassende und 
resümierende Einleitung; auch ein abschließendes 
Sachregister wäre hilfreich gewesen. 

Eine zunächst verblüffende Besonderheit dieses 
Handbuchs liegt darin, dass die empirische Forschung 
zur Politikdidaktik wie zur Geschichtsdidaktik parallel 
zueinander in einem Band dargestellt werden. Fast 
jedes Thema wird für beide Fächer bzw. Fachdidak-
tiken synchron nebeneinander vorgestellt; beispiels-
weise: „Erkenntnisse zu Unterrichtsmethoden im Ge-
schichtsunterricht“ von Prof. Holger Thünemann (S. 
205-218) vor „Erkenntnisse zu Unterrichtsmethoden 
im Politikunterricht“ von Dr. Anke Götzmann (S. 219-
231). Diese Strukturierung geht von der Erwartung 
aus, dass auf diese Weise die Unterschiedlichkeit von 
Politik- und Geschichtsdidaktik in den normativen 
Postulaten und in den theoretischen Zugängen deut-
lich würden, aber auch viele Gemeinsamkeiten bei 
der Beeinflussung fachlicher Lehr- und Lernprozesse. 
Erkennbar werde aber auch in der parallelen themati-
schen Strukturierung, dass es „lohnend sein kann, ein 
gemeinsames Dach für die Fachdidaktiken der Gesell-
schaftswissenschaften zu bauen.“ (S. VI). Beim ver-
gleichenden Lesen fallen tatsächlich immer wieder 
Ähnlichkeiten und Differenzen zwischen der Didaktik 
historischen und politischen Unterrichts auf. So ist 
die Graduierung nach Stufen entlang der qualitativen 
Entwicklung fachlichen Lernvermögens in der Ge-
schichtsdidaktik relativ weit gediehen; mehrere Kom-
petenzmodelle unterscheiden hier nach „basal“, „in-
termediär“ und „elaboriert“ oder nach Niveaustufen 
entlang der Sinnbildungstypen von Jörn Rüsen (vgl. 
S. 10). Demgegenüber ist es noch nicht gelungen, in 
der Politikdidaktik einen als Forschungskriterium ver-
wendbaren handhabbaren Kompromiss über Kom-
petenzstufen politisch-gesellschaftlicher Denk- und 
Arbeitsformen verknüpft mit Entwicklungsphasen 
von heranwachsenden und erwachsenen Lernenden 
zu finden. Die in empirischen Forschungsvorhaben 
der Politikdidaktik verwendeten Kompetenzmodelle 
bleiben deshalb überwiegend eindimensional statt 
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notwendigerweise zweidimensional aufgespannt zu 
werden (Stufen gekreuzt mit Bereichen).

Den Grundlagenteil und den Teil über Forschungs-
ergebnisse des Handbuchs durchzieht ganz bewußt 
eine primäre Kompetenzorientierung der Auswahl von 
dargestellten Ansätzen und Befunden. Weißeno geht 
sogar von einer „Dominanz der Kompetenzmodelle“ 
(S. 19) in der empirischen Forschung aus. Nun ist zwei-
fellos die Wendung zu den tatsächlichen Wirkungen 
von Lernangeboten in den feststellbaren Leistungen 
von Schülerinnen und Schülern eine wichtige Dimen-
sion der Politikdidaktik. Aber es gibt auch aussage-
kräftige empirische Forschung zu den institutionellen 
Rahmenbedingungen schulischer politischer Bildung, 
zur historischen Entwicklung von Fachunterricht und 
im Rahmen der repräsentativen politischen Jugend- 
und Kulturforschung. Die hätten stärkere Beachtung 
verdient.

Insgesamt ist das Kompendium ein wichtiges 
Standardwerk für die Forschung; der Preis von 99,90 
Euro wird aber wohl eher eine Anschaffung in Fach-
bibliotheken nahelegen als eine Anschaffung für den 
persönlichen Gebrauch.
� vO

LESERBRIEF

Betrifft: Ein Blick hinter die Kulissen des 
NATO-Narrativs. Rezension von Johannes 
Schillo zu: Georg Auernheim: Der Ukraine-
Konflikt – Wie Russlands Nachbarland zum 
Kriegsschauplatz wurde. Hintergrund-Ver-
lag: Berlin 2023, 88 Seiten, 10,90 Euro; in. 
POLIS Heft 2/2023, S. 33.

An die POLIS-Redaktion.

Die Besprechung des Buchs von Herrn Auernhei-
mer durch Johannes Schillo in einem Heft, das 
sich dem Thema WAHRHEIT widmet, halte ich für 
kritikwürdig. So wird dort der völkerrechtwidrige 
Jugoslawienkrieg direkt mit Russlands Angriffs-
krieg verglichen. Dass dieser Krieg 1999 kritisch 
zu betrachten ist, steht außer Frage, ein Mandat 
gab es nicht. Dieser Vergleich (im Buch und in der 
lobenden Besprechung) ist aber in dieser Form 

abwegig, da eine Besatzung Serbiens/Restjugo-
slawiens ebensowenig stattfand wie Massaker 
an der Zivilbevölkerung durch Nato-Truppen. 
Diese finden im besetzten Teil der Ukraine statt. 
Der Auslöser des Kosovoeinsatzes (ethnische 
Säuberungen) wird ebenso verschwiegen beim 
Vergleich. Dass dann auch noch von „ethnischen 
Säuberungen des Landes“ (gemeint im Donbas) 
durch die ukrainische Regierung gesprochen 
wird, ist soweit von jeglicher Faktenbasis entfernt, 
dass ich mich schon frage, welche Standards an 
Rezensenten gelegt werden. Kontroversität, die 
zu Recht eingefordert wird, bedeutet meines Er-
achtens nicht, dass auch völliger Unsinn Teil einer 
Debatte sein soll. Diese Besprechung ist daher ein 
Armutszeugnis und konterkariert die anderen ge-
lungenen Beiträge des Heftes.

Steffen Maisch, Bruchsal, den 03.08.2023
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1945–1975
Nach 1945 lösten sich innerhalb dreier Jahrzehnte die europäischen Kolonialrei-
che auf. Mit diesem Band kann der Unterricht zur Geschichte der Dekolonisation 
nach 1945 exemplarisch, multiperspektivisch, in Längsschnitten und anhand von 
Fallbeispielen gestaltet werden. Der Blick auf die Geschichte der Dekolonisation 
zeigt die Kontinuität diskriminierender Ideologien und Praktiken, nicht zuletzt, um 
ihnen entschieden entgegenzutreten.

von Regula Argast, Thomas Metzger,
Daniel Sidler und Marino Ferri

ISBN 978-3-7344-1497-8, 296 S., € 29,80
PDF: ISBN 978-3-7344-1498-5, € 28,99
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Kolonialismus
und Imperialismus
Die Deutschen und die Herero

Anhand zahlreicher Quellen wird in diesem Band die Realität deutscher Kolonial-
politik erschlossen, die im ersten Völkermord des 20. Jahrhunderts mündete. Es 
wird aufgezeigt, wie die bundesrepublikanische Gesellscha�  nach 1945 mit den 
Ereignissen in Deutsch-Südwestafrika umgegangen ist. Debatten der Gegenwart 
über mögliche deutsche Entschädigungsleistungen schließen das He�  ab und 
fordern die Schüler*innen zu begründeten Werturteilen auf.

von Bastian Ludwig
ISBN 978-3-7344-0096-4, 24 S., DIN-A4, € 10,90

PDF: ISBN 978-3-7344-0177-0, € 9,99

Die Eroberung einer neuen Welt
Präkolumbische Kulturen, europäische Eroberung,
Kolonialherrscha�  in Amerika

Die Autoren haben für diesen Band bisher nur verstreut greifbare „Klassiker“ 
von Textquellen aus der Zeit der europäischen Expansion sowie der Kolonial-
geschichte Lateinamerikas zwischen 1400 und 1800 zusammengestellt und um 
weniger bekannte Materialien ergänzt. Der Band berücksichtigt zudem Bildquel-
len sowie statistisches Material und Karten. Absichtlich kurz gehaltene Einführun-
gen zu den Quellen fördern das entdeckende Lernen.

von Hans-Joachim König, Michael Riekenberg und Stefan Rinke
ISBN 978-3-89974-210-7, 288 S., 4. Aufl ., € 19,80

PDF: ISBN 978-3-7344-1021-5, € 15,99



WOCHENSCHAU-Vertiefungshe
  für Sekundarstufe II

Politik postkolonial
Dieses WOCHENSCHAU-Themenhe�  unterstützt die Schü-

ler*innen dabei, zu lernen, hegemoniales Wissen aus post- und 

dekolonialer Sicht zu hinterfragen. Anhand alltäglicher Bei-

spiele werden die koloniale Vergangenheit Deutschlands und 

ihre Auswirkungen bis in die Gegenwart aufgezeigt. Auch  die 

Kontroversen um den richtigen Umgang mit der kolonialen Ver-

gangenheit werden für den Unterricht aufbereitet. Die Schü-

ler*innen setzen sich mit der eurozentrischen, dualistischen 

Sicht der Moderne auseinander. Diese Distanzierung vom eige-

nen Paradigma wird durch die Kontrastierung mit ausgewähl-

ten post- und dekolonialen Ansätzen erleichtert. Abschließend 

können die Schüler*innen die Ansätze auf politische Konfl ikte 

und ihren eigenen Nahbereich anwenden: die Institution Schu-

le und die Praxis internationaler Freiwilligendienste.

Best.-Nr. 2521, 24 S., € 19,80
im Klassensatz ab 8 Expl. € 8,90
PDF: € 18,99
digitaler Klassensatz ab 8 Lizenzen: € 6,99
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